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Wir spüren es alle: Etwas läuft schief in Ös-
terreich. Monatelang auf wichtige Opera-
tionen warten zu müssen, das hat es bei uns 
eigentlich nie gegeben. Auch nicht, dass im-
mer mehr Menschen den Kinobesuch oder 
das Abendessen mit Freund*innen lieber 
ausfallen lassen, weil es sonst mit den Wohn-
kosten und der Energierechnung knapp wird. 
Die derzeitige Regierung ist abgehoben. Sie 
kennt die Probleme der Österreicher*innen 
nicht. Menschen sind für sie bloß Diagram-
me und Zahlenreihen. Die kleinen und gro-
ßen Sorgen, die sieht sie nicht.

Österreich braucht eine Regierung, die nah bei 
den Menschen ist. Eine Regierung, die für leist-
bares Leben sorgt, das Gesundheitssystem wie-
der aufbaut und eine sichere Zukunft garantiert. 
Die Österreicherinnen und Österreicher verdie-
nen eine Regierung, die ihnen auf Augenhöhe 
begegnet und einen Kanzler, der sie respektiert.

Wir müssen sofort mit den nötigen Reparaturen 
an unserer Republik beginnen, um dann die Ba-
sis für eine gute, nachhaltige Zukunft für unsere 
Kinder und Enkelkinder zu legen. Österreich ist 
noch immer eines der besten Länder der Welt, 
aber Österreich kann mehr. Dabei ist es wichtig, 

als Gesellschaft im Gleichgewicht zu bleiben: 
Arbeit und Freizeit, Wirtschaftswachstum und 
Umweltschutz, Gewinne und Löhne – das müs-
sen wir in Balance bringen.

Dafür braucht es Herz und Hirn. Was wir dar-
unter verstehen, wie wir neu denken und be-
herzt handeln, illustrieren wir am Beispiel von 
24 Ideen für unser Land, die wir gemeinsam mit 
den 24 Gruppen unseres Expert*innenrates ent-
wickelt haben. 

Dieses Heft ist weder als Wahlprogramm noch 
als Regierungsprogramm zu lesen. Es ist ein 
Einblick in die inhaltliche Arbeit unserer Man-
datar*innen gemeinsam mit den Mitgliedern 
des Expert*innenrat. Denn Österreich braucht 
eine Politik, die die Probleme aus erster Hand 
kennt und gemeinsam mit Expertinnen und 
Experten nach Lösungen sucht. Österreich 
braucht Politik mit Herz und Hirn. Unser Land 
braucht die SPÖ.

Mit Herz und Hirn  
für Österreich!

Foto: Kurt Prinz 



5MIT HERZ UND HIRN

Foto: ORF-„Sommergespräch“ 2023
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Andi Babler ist es gewöhnt, tagein, tagaus 
um Hilfe gebeten zu werden. Bürger*innen 
kommen mit ihren Alltagsproblemen zu ihm 
als Bürgermeister. Weil die Miete zu hoch 
ist, weil sie einen Kindergarten- oder Pflege-
platz brauchen, weil das Geld für den Schi-
kurs nicht reicht. 

Andi Babler gehen diese Begegnungen nahe. 
Er ist ein Menschenfreund und Problemlöser. 
Als Bürgermeister siedelt Babler Betriebe an, 
wo einst das Semperitwerk stand, erstellt er ein 
Millionen-Budget mit schwarzen Zahlen auch 
in schwierigen Zeiten, kümmert sich um Kin-
dergärten, Schwimmbäder und die Freiwillige 
Feuerwehr. 

In Traiskirchen wählen über 70 Prozent der 
Menschen Babler. Weil er die Leute zusammen-
bringt und pragmatisch, über die Parteigrenzen 
hinweg, daran arbeitet, seine Stadt jeden Tag 
besser und schöner zu machen. 

Und Babler will ganz Österreich zum Besseren 
verändern. Er arbeitet an einem Neustart für 
Gerechtigkeit. Für diese große Aufgabe hat er 
den Expert*innenrat ins Leben gerufen. Er hat 
sich Männer und Frauen gesucht, die über fun-
diertes Wissen und wissenschaftliche Grundla-
gen verfügen. Hunderten Expert*innen aus der 

Überzeugende Antworten  
und  umsetzbare Lösungen -  
mit Herz und Hirn Praxis und aus der Forschung hat er die Aufgabe 

gestellt, überzeugende Antworten und umsetz-
bare Lösungen für die aktuellen gesellschaftli-
chen Probleme zu finden und zu formulieren.

Denn das Versprechen einer offenen, libera-
len Gesellschaft und der Wohlfahrtsstaat sind 
bedroht. Durch herzlose und hirnlose Politik 
konservativer Eliten wandeln wir uns zu einer 
Abstiegsgesellschaft. Besser wird es mit der Re-
gierungspolitik der letzten Jahre nur noch für 
die Reichen und die Superreichen.

Dementgegen steht Andi Bablers Art, Politik zu 
machen, die er uns zu Beginn gleich mitgege-
ben hat: Andi Babler sagte uns, er denkt Politik 
immer von unten. Was sind die Nöte der Arbei-
ter*innen und Angestellten, der kleinen Selbst-
ständigen, der Mütter und Väter, der Kinder und 
einfach all jener, die sich in Österreich mit ihrer 
Arbeit etwas in Österreich aufbauen möchten, 
bei denen der Wohlstand aber nur noch tröpf-
chenweise ankommt. Was braucht die Mittel-
schicht, die immer mehr abgehängt wird?

Mit dem Expert*innenrat hat Andi Babler eine 
neue Bewegung angestoßen. So wie er in den 
letzten Monaten zehntausende Interessierte neu 
für die SPÖ begeistert hat, meldet sich nunmehr 
täglich eine Vielzahl von Expert*innen, um ihr 
Wissen und ihre Erfahrungen für den politi-
schen Wandel einzubringen.

Was Andi Babler nicht gesucht hat, sind soge-
nannte Spindoktoren, die nicht an der Lösung 
der Probleme, sondern nur an der Stimmungs-
mache, an PR-Gags und der marktschreieri-
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Evelyn Regner, Vizepräsidentin des  
Europäischen Parlaments und Sprecherin des  
Zukunftsforums - dem Expert*innenrat für Österreich

schen Verkündigung emotionalisierter The-
men interessiert sind.

Der Expert*innenrat beschäftigt sich mit 
den großen Fragen der Zeit, der Gleichbe-
rechtigung von Frauen, dem Klimawandel, 
der Sicherheit, dem Wandel der Arbeitswelt, 
der Integration und Migration. Er geht aber 
auch die vermeintlich kleinen Themen krea-
tiv und mutig an.

Mit diesem Heft bringen wir Ergebnisse aus 
den Beratungen direkt in die offene demo-
kratische Debatte ein. Warum sollen Wahl-
jahre nicht auch Phasen der ehrlichen De-
batte darüber sein, wie wir unsere Zukunft 
gestalten wollen?

Fußballerisch gesprochen: Den 
Zug zum Tor, den hat der Andi 
Babler. Wir legen ihm die Bälle 
auf. Einen nach dem anderen. 
Aus allen Lagen. Er schießt 
die Tore.

Marc Hall  
Energiemanager

Evelyn Regner  
Vizepräsidentin des Euro-
päischen Parlaments

Für das Zukunftsforum - 
dem Expert*innenrat für  
Österreich  

Marc Hall, Energiemanager und Sprecher des  
Zukunftsforums - dem Expert*innenrat für Österreich
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Österreichische Politik soll es sich wieder 
zur Aufgabe machen, die Bedingungen für 
alle Menschen zu verbessern. Dafür braucht 
es Kompetenz, Fachwissen und einen Blick 
für Lösungen. Aus diesem Grund setzte And-
reas Babler bereits Ende 2023 einen Rat von 
hunderten Expertinnen und Experten aus 
Wirtschaft, Gesundheit, Justiz und weiteren 
Bereichen ein, die gemeinsam mit Vertre-
ter*innen der SPÖ an einer besseren Zukunft 
für Österreich arbeiten.

AUF DEN SPUREN VON BRUNO KREISKY
Vorbild für den SPÖ-Expert*innenrat ist Bru-
no Kreisky, der im Rahmen seines Reformpro-
gramms „Für ein modernes Österreich“ 1.400 
Expertinnen und Experten aus allen Teilen der 
Gesellschaft einlud, neue Konzepte für Bil-
dungs-, Sozial-, Wirtschafts- und Rechtspolitik 
zu erarbeiten. Diese Konzepte waren die Basis 
für Kreiskys umfassende Reformpolitik, mit der 
er in Österreich für einen Modernisierungs- und 
Gerechtigkeitsschub sorgte, von dem wir bis 
heute profitieren.

QUALIFIZIERTE FACHKONZEPTE FÜR ALLE 
POLITIKBEREICHE
Im SPÖ-Expert*innenrat vertreten sind Vertre-
terinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft – 
also NGOs, Plattformen, Interessensvertretun-

gen –, Wissenschafterinnen und Wissenschafter, 
Fachleute aus Institutionen und Verwaltung und 
Expertinnen und Experten aus der Berufspraxis. 
Unter der Leitung des renommierten Energie-
experten Marc Hall und der Europa-Expertin 
Evelyn Regner werden tragfähige Konzepte und 
Reformvorschläge in 24 Gruppen erarbeitet. 
Gearbeitet wird an den Bereichen Arbeitsmarkt 
und Soziales, Wohnen, Gesundheit, Pflege, Frau-
enpolitik, Außenpolitik, Sicherheitspolitik, Ver-
waltung, Digitalisierung, Demokratie & Beteili-
gung, Justiz, Migration & Integration, Bildung, 
Hochschulen, Kinder und Jugend, Wirtschafts-
politik, Industriepolitik, Energie, Klimapolitik, 
Landwirtschaft, Kunst und Kultur, Medien und 
Sport.

Eine derart geballte und überparteiliche ge-
meinsame Anstrengung für Österreich gab es 
seit Bruno Kreisky nicht. Das Engagement der 
Expertinnen und Experten zeigt, wie notwendig 
eine Reformpolitik ist, wie Andi Babler sie vor 
Augen hat.

 

Politik mit Herz und Hirn braucht  
kluge, unabhängige Köpfe:  

 Der Expert*innenrat für Österreich 
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„Ein effektiver Kampf gegen die weitere Klima-
erwärmung geht nur mit gezielten Investitionen 
in neue, klimafreundliche Infrastruktu-
ren. Es liegt fast zwangsläufig an der 
Sozialdemokratie, diese zu fordern 
und umzusetzen.“

Marc Hall, Energie-Experte &  
Leiter des Expert*innenrats 

„Österreichs Außenpolitik ist mit zahlreichen 
Herausforderungen konfrontiert, die Welt be-
findet sich in einem Umbruch wie seit Genera-
tionen nicht. Wir müssen Politik, insbesondere 
Außenpolitik, aus dem üblichen Trott heraus-
führen, damit sie wieder gestaltend eingreifen 
kann. Ich unterstütze jetzt Andi 
Babler, der im Geiste Kreiskys einen 
neuen Aufbruch wagt.“
Wolfgang Petritsch, Spitzen- 
diplomat & Experte für Außenpolitik 

„Wir Menschen spüren derzeit, dass unser 
bisher gutes Gesundheitssystem bröckelt. Das 
verunsichert die Einzelnen und die Gesamtge-
sellschaft. Wir brauchen eine Zusammenarbeit 
von Fachexpertise und Wissenschaft 
mit der Politik, um evidenzbasierte 
Lösungen rasch in politische Maß-
nahmen zu gießen.“

Miriam Hufgard-Leitner,  
Oberärztin an der MedUni Wien & 
Expertin für Gesundheit 

„Das zunehmende Gefühl der eigenen Hilflosig-
keit angesichts der vielen Krisen verschwindet 
nur, wenn genügend Menschen Mut fassen, 
aufstehen und in ihrem Umfeld etwas unter-
nehmen. Genau das macht Unternehmertum 
aus, und deshalb ist es jetzt wichtiger denn je. 
Andi Babler hat eindrucksvoll bewiesen, 
dass er den Willen und die Kraft hat, die 
Lebensbedingungen aller zu verbes-
sern.“

Hermann Arnold, Unternehmer,  
Investor & Experte im Bereich Start-ups 

„Wir beobachten nicht nur in Österreich, 
sondern auch in vielen anderen europäischen 
Staaten eine Diskursverschiebung nach rechts: 
Unsagbares wird akzeptabel, demokratische 
Institutionen werden Schritt für Schritt ausge-
höhlt, xenophobe Parolen und simple Narrative 
werden normalisiert. Einem solchen 
Rechtsruck müssen konstruktive Al-
ternativen entgegengesetzt werden, 
um unsere liberale und pluralistische 
Demokratie zu schützen und auszu-
bauen.“

Ruth Wodak, renommierte Diskurs- 
forscherin & Expertin für Rechtspopulismus

„Landwirtschaft pflegt den ländlichen Raum als 
Lebens- und Erholungsraum und produziert 
heimische Lebensmittel. Gerade die bäuerli-
chen Familienbetriebe sind entscheidend für die 
Nahrungsmittelsicherheit und die Ver-
sorgung mit gesunden Lebensmitteln. 
Wir brauchen eine neue Förderpoli-
tik, die bäuerliche Familienbetriebe 
und nicht Agrarkonzerne in den Mit-
telpunkt stellt. Ich unterstütze Andi 
Babler, weil er für soziale und gerechte 
Förderungen in der Landwirtschaft steht.“

Ewald Grünzweil, Landwirt &  
Gründer der IG-Milch

Foto: David Visnjic

Foto: David Visnjic

ZUKUNFTS
FORUM Der SPÖ

Expert*innenrat
für Österreich.
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Die Nationalratswahl 2024 ist eine Rich-
tungsentscheidung über Österreichs Zu-
kunft. Angesichts der massiven Schwie-
rigkeiten, die Bürgerinnen und Bürger 
unseres Landes haben, ihren Lebensstan-
dard zu erhalten, angesichts bedenklicher 
populistischer Tendenzen in Österreich und 
ganz Europa müssen wir gut überlegen, wer 
dagegen ankommen kann. Die Antwort steht 
im Geschichtsbuch: Es ist die Sozialdemo-
kratie, die in den vergangenen hundert Jah-
ren entscheidende Rechte für den einzelnen 
Menschen durchsetzte, eine soziale Repub-
lik errichtete und entschieden gegen popu-
listische und rechtsextreme Kräfte auftrat.

Die SPÖ schließt auch 2024 an 
diese große Tradition an. Wir 
werden Österreich durch die 
derzeitigen Schwierigkeiten 
hindurch in eine lebenswer-
te, sichere und demokratische 
Zukunft führen. Die Fragen in 
diesem Wahljahr lauten: 

• Werden wir unser Gesund-
heitssystem wieder stärken 
– oder werden ÖVP und 
FPÖ es endgültig zerschla-
gen?

• Bekommt Österreich eine 
Regierung, die entschlossen 
gegen die Teuerung und ex-

plodierende Wohnkosten 
eintritt – oder eine, die zu-
sieht, wie Banken und Im-
mobilienkonzerne weiter 
Rekordgewinne auf dem Rü-
cken der Steuerzahler*innen 
schreiben? 

• Werden wir genug Geld für 
die Pflege haben – oder gibt 
es bloß weitere Steuerzu-
ckerl für Multi-Millionäre?

Wir wissen: Wenn FPÖ und 
ÖVP bei der kommenden Na-
tionalratswahl eine Mehrheit 
erreichen, wird Österreich 
weitere Skandale erleben, wei-
teren Sozialabbau, Einschrän-
kungen der Medienfreiheit 
und demokratieschädigende 
Maßnahmen. Nur die SPÖ 
kann das verhindern. Unser 
Land und die Menschen ha-
ben Besseres verdient als 
blau-schwarze Ellbogenpoli-
tik. Wir brauchen Politik mit 
Herz und Hirn. Wir brauchen 
die SPÖ in der Regierung. 

Wie so eine Politik aussehen 
kann, wofür wir stehen und 
wofür wir uns einsetzen, zeigen 
wir in dieser Broschüre „Politik 

mit Herz und Hirn – 24 Ideen 
für Österreich“.

Diese Vorschläge sind ein Aus-
schnitt eines umfassenden Pro-
gramms und sollen illustrieren, 
wie wir an Probleme herange-
hen wollen. In den kommen-
den Wochen und Monaten 
werden wir zu weiteren zentra-
len Themen Antworten liefern. 
Zu Fragen wie: Wie schaffen 
wir es, dass in Österreich alle 
unabhängig von ihrer sexuellen 
Orientierung und Identität res-
pektiert werden und ein erfüll-
tes Leben führen können? Wie 
wollen wir Europa fair gestal-
ten? Wie sieht eine moderne 
Kulturpolitik aus?

Antworten auf diese Fragen 
werden wir im EU-Wahlkampf 
und im Nationalratswahlkampf 
liefern. In Expert*innengrup-
pen werden Projekte erarbei-
tet, diskutiert und präsen-
tiert - und die SPÖ wird – wie 
schon zuvor – diese wichtigen 
Themen im Parlament und auf 
allen anderen politischen Ebe-
nen vorantreiben. Mit Herz 
und auch mit Hirn.

 24 Ideen für Österreich 
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Foto mit zitat
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Foto mit zitat
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Die Teuerung bei den Wohnkosten liegt seit 
Jahren über der Inflationsrate, sie steigt 
schneller als die Löhne. In den vergange-
nen zwei Jahren sind die Mieten um bis zu 
25 Prozent gestiegen. Mehr als 500.000 
Haushalte hängen in variabel verzinsten 
Häuslbauerkrediten fest und kämpfen mit 
Mehrkosten von mehreren hundert Euro pro 
Monat. Wohnen muss endlich wieder leist-
bar sein - für Jung und Alt.

IDEE 01 WOHNEN

„Die  Wohnkosten  sind explodiert - 
eine Regierung, die Verantwortung 

übernimmt, muss eingreifen. Wir  
werden Wohnen leistbar machen.“ 

haben das Recht, sich eine eige-
ne Existenz aufzubauen dafür 
muss eine Regierung sorgen. 

Doch die Bundesregierung 
stellt die Interessen von Super-
reichen, Immobilienunterneh-
men und Kreditinstituten über 
die Bedürfnisse der Menschen: 
Wir erleben einen Bauboom 
bei profitorientierten Anlage-
objekten, der am Bedarf der 
Menschen vorbeigeht und den 
klima- und umweltpolitisch 
hochproblematischen, viel zu 
hohen Flächenverbrauch noch 
weiter vorantreibt.

EINE GROSSE ÖSTER- 
REICHISCHE TRADITION 
IST IN GEFAHR
Die Regierung setzt aufs Spiel, 
was über Jahrzehnte zum gro-
ßen Wohlstand in unserer Re-
publik beigetragen hat: hohe 
Wohnqualität zu überschau-
baren Preisen und ein stabiler 
Wohnsektor ohne Spekulati-
ons- und Blasenbildung. Mitt-
lerweile liegt die monatliche 
Wohnkostenbelastung für das 
unterste Einkommensfünftel 
bei mehr als 40 Prozent des 
Einkommens. Rasante Steige-
rungen bei den Bodenpreisen 
behindern den sozialen Wohn-
bau, aber auch die Verwirkli-
chung des Traums vom Eigen-
heim für Menschen mit einem 
Durchschnittseinkommen. 

Leistbare Mieten und Grund-
stücke sind die Voraussetzung 
für junge Menschen, um sich 
eine Existenz aufzubauen und 
eine Familie zu gründen. Sind 
die Wohnkosten zu hoch, müs-
sen Lebenspläne und Kinder-
wünsche nach hinten verscho-
ben werden. Junge Menschen 
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Die SPÖ will mit einem um-
fassenden Maßnahmenpaket 
Wohnen wieder leistbar ma-
chen, die darniederliegende 
Bauwirtschaft beleben und 
Klimaschutzmaßnahmen im 
Gebäudesektor vorantreiben. 
Zuvorderst müssen jedoch mit 
Sofortmaßnahmen Mieterin-
nen und Mieter entlastet und 
Eigenheime abgesichert wer-
den:

MIETPREISBREMSE
Bis Ende 2026 sollen Richt-
wertmieten, Kategoriemieten 
und unregulierte, frei verein-
barte Mieten nicht weiter stei-
gen dürfen. Die Mietpreiserhö-
hung von 2023 soll rückgängig 
gemacht werden. Zukünftig 
soll die Mietpreissteigerung 
von der Inflation abgekoppelt 
und auf maximal zwei Prozent 
pro Jahr begrenzt werden. 

ZINSBREMSE
Die Zinsen für Wohnbaukredi-
te bis 300.000 Euro dürfen ma-
ximal drei Prozent betragen, 
finanziert durch die Abschöp-
fung von zumindest einem 
Drittel der Übergewinne der 
Banken aus den Jahren 2022 
und 2023.

BAULAND FÜR LEISTBARE 
WOHNUNGEN RESERVIEREN
Zumindest die Hälfte von neu-
em Bauland soll in Ballungs-
zentren für gemeinnützigen 
und ökologischen Wohnbau 
zur Verfügung stehen.

Wo die SPÖ regiert,  
werden die  Mieten gedeckelt

Andi Babler lebt in Traiskirchen vor, was er für ganz  
Österreich will. Für Haushalte mit geringem Einkommen 
sind die Mieten in Wohnungen der Stadt Traiskirchen seit 
drei Jahren nicht gestiegen. Zugleich hat er den Heizkos-
tenzuschuss für Haushalte mit geringem Einkommen ver-
doppelt. Auch die sozialdemokratisch regierten Bundes-
länder Wien, Burgenland und Kärnten haben - dort, wo 
sie kompetenzmäßig können - eingegriffen: Burgenland 
hat die Mieten für zwei Jahre eingefroren, in Kärnten gibt 
es einen Mietpreisdeckel von 1 bis 2 Prozent im gemein-
nützigen Bereich und in Wien steigen die Mieten im Ge-
meindebau bis 2025 nicht. 

Foto: David Visnjic 
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Foto: David Visnjic

Österreichs Gesundheitssystem war lange 
Zeit ein Vorbild für andere Länder. Unabhän-
gig vom Einkommen konnten die Menschen 
darauf vertrauen, als Patientinnen und Pa-
tienten gut versorgt zu werden. Wir wollen 
das Gesundheitssystem wieder aufbauen. 
Man muss sich darauf verlassen können, 
dass man einen Termin bei der Ärztin oder 
beim Arzt bekommt, wenn man ihn braucht. 

IDEE  02 GESUNDHEIT

„Die Österreicher*innen zahlen ihre  
Beiträge und haben sich eine gute  
 Gesundheitsversorgung verdient.  

Sie haben das Recht auf einen Arzttermin 
innerhalb von 14 Tagen.”

Zwei schwarz-blaue Regierun-
gen haben mit ihrer Abrissbir-
nenpolitik eine der wichtigsten 
Säulen unseres Landes beschä-
digt. Und so steht heute jemand, 
der sich den Besuch bei Privat-
ärztinnen oder -ärzten nicht leis-
ten kann, vor der Situation, viel 
zu spät oder gar nicht behandelt 
zu werden. Diese Entwicklung 
müssen wir umkehren – und wir 
wissen auch, wie.

WIR BRAUCHEN EINE STAAT-
LICH GARANTIERTE MEDIZI-
NISCHE TERMINGARANTIE
Wenn jemand bei Beschwerden 
nicht innerhalb von 14 Tagen 
einen Termin bei der Fachärz-

tin oder dem Facharzt der Wahl 
bekommt, muss eine eigene 
Terminservicestelle einen Be-
handlungstermin bei Kassen-
vertragsärzt*innen, Patient*in-
nenversorgungszentren oder in 
einer eigenen Einrichtung der 
Sozialversicherung anbieten.

Menschen, die ihr Leben lang 
Beiträge zahlen, müssen sich 
wieder darauf verlassen können, 
dass ihre Gesundheitsversor-
gung funktioniert. Der Rechts-
anspruch auf Arzttermine ist ein 
guter Hebel, um unser Gesund-
heitssystem wieder handlungs-
stark zu machen:
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WIR VERDOPPELN DIE  
MEDIZINSTUDIENPLÄTZE, 
UND REIHEN JENE STUDIE-
RENDEN VOR, DIE SICH FÜR 
DEN DIENST IM ÖFFENTLI-
CHEN GESUNDHEITSSYSTEM 
VERPFLICHTEN
Österreich braucht mehr Ärz-
tinnen und Ärzte, die sich der 
Allgemeinheit verpflichtet füh-
len. Idealismus soll sich wieder 
auszahlen. Wahlärzt*innen 
sollen im Bedarfsfall Kassen-
patient*innen behandeln. Sie 
werden eingeladen, vertraglich 
an einem solchen Programm 
gegen Versorgungsengpässe 
teilzunehmen. Viele Wahl-
ärzt*innen sind von sich aus 
bereit, bis zu 10 Prozent ihrer 
Kapazitäten zum Kassentarif 
zur Verfügung zu stellen. Sollte 
das nicht ausreichen, ist als ul-
tima ratio auch eine gesetzliche 
Verpflichtung vorstellbar.

Wir gehen dabei mit Herz und 
Hirn vor – etwa in der Aus-
nutzung bereits vorhandener 
Strukturen: Die Hotline 1450, 
die sich in der Pandemie be-
währte, soll beim Rechtsan-
spruch auf Arzttermine eine 
zentrale Rolle einnehmen, vor 
allem in der Beratung durch 
fachlich geschultes Personal 
und mit einem Terminservice. 

Eine funktionierende Gesund-
heitsversorgung hält die Gesell-
schaft am Laufen. Nicht zuletzt 
ist es die Achtung vor dem ein-
zelnen Menschen, seiner Wür-
de und Lebensqualität, die uns 
antreibt, das Gesundheitssys-
tem so zu gestalten, wie wir es 
verdienen.

Vorbild Skandinavien
Den Rechtsanspruch auf einen Behandlungstermin gibt es bereits in anderen 
Ländern – einschließlich einer Regelung, wie viel Zeit bis zum Behandlungs-
beginn höchstens verstreichen darf. In Dänemark etwa haben Menschen das 
Recht auf Behandlung in einem privaten Krankenhaus, wenn die Wartezeit 
im öffentlichen System 30 Tage übersteigt. Die Folge: kürzere Wartezeiten. 
In Schweden ist gesetzlich vorgeschrieben, wie lange die Wartezeit bis zu 
einer fachärztlichen Konsultation und anschließend bis zum Behandlungs-
beginn maximal betragen darf. In Norwegen, das über ein gut ausgebautes 
telemedizinisches System verfügt, gibt es das Recht auf eine Antwort durch 
eine Fachärztin oder einen Facharzt innerhalb von zehn Tagen. Mit einem 
Behandlungssicherungsgesetz will die SPÖ eine Termingarantie nun auch in 
Österreich gesetzlich verankern.

Die Hotline 1450 organisiert für dich 
einen Termin innerhalb von 14 Tagen in 
deiner Gegend. Garantiert.

Mit einer Überweisung von deiner Hausärztin/ 
deinem Hausarzt wendest du dich zuerst ...

… an deine Fachärztin/deinen Facharzt. 

So kommen alle zur besten Versorgung!

Kein Termin innerhalb von 14 Tagen?  
Ruf bei der Gesundheitshotline an.

14

14

1450

EIN FACHARZTTERMIN  
INNERHALB VON 14 TAGEN —
SO FUNKTIONIERT ES:

Foto: David Visnjic
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Das Gesundheitssystem ist auf vielen Ebe-
nen gar nicht frauengerecht. Die SPÖ will das 
ändern. Ziel muss sein: Frauen sollen nicht 
mehr für ihre Gesundheit ausgeben müssen 
als Männer – und Frauen haben es sich ver-
dient, dass ihre Krankheitsbilder genau so 
gut erforscht sind wie die männlichen.   

RECHT AUF VORSORGE
Seit Jahren gibt es zu wenige 
Kassen-Gynäkolog*innen. Pa-
tientinnen haben oftmals kei-
ne andere Wahl, als in Privat-
arztpraxen zu gehen. Für die 
notwendigen Vorsorgeunter-
suchungen  müssen Frauen 
tief in die Tasche greifen. Jede 
Frau hat das Recht auf eine 
wohnortnahe gynäkologische 
Versorgung, dazu zählt auch 
das Recht auf eine kostenlo-
se jährliche gynäkologische 
Untersuchung. Damit können 
mögliche Erkrankungen früh-
zeitig erkannt und rechtzeitig 
behandelt werden. Das erspart 
unnötiges Leid sowie Schmer-
zen und ist obendrein auch 
ökonomisch sinnvoller. 

„Frauen müssen tausende Euro mehr  
für ihre  Gesundheit ausgeben  als Männer.  

Das ist eine Respektlosigkeit.“

IDEE 03 FRAUENGESUNDHEIT

FRAUEN SIND ANDERS 
KRANK
Viele Krankheiten zeigen sich 
außerdem bei Männern und 
Frauen unterschiedlich und 
benötigen deshalb eine ande-
re medizinische Behandlung. 
Beispielsweise zeigt sich bei 
Frauen ein Herzinfarkt oft 
mit Übelkeit und Oberbauch-
schmerzen statt dem weitaus 
bekannteren, in den Arm aus-
strahlenden Brustschmerz, der 
bei Männern auftritt. Das führt 
dazu, dass Herzinfarkte bei 
Frauen oft später diagnostiziert 
und behandelt oder gar überse-
hen werden.

Frauen haben höhere Gesund-
heitsausgaben als Männer, weil 
sie Frauen sind. Sie bezahlen 
Periodenartikel und tragen die 
Kosten rund um die medizini-
sche Begleitung von Schwan-
gerschaften. Wenn Frauen 
krank werden, fehlt es an allen 
Ecken und Enden, um sie bes-
tens zu versorgen.
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INVESTITIONEN IN DIE GE-
SUNDHEITSFORSCHUNG FÜR 
FRAUEN
Frauen sprechen auf viele 
Medikamente anders an als 
Männer. So fällt etwa der vor-
beugende Effekt von Aspirin 
gegen Schlaganfälle und Herz-
infarkte bei Frauen viel gerin-
ger aus. Schmerzmittel können 
bei Frauen meist niedriger do-
siert werden. Geschlechtsspe-
zifische Unterschiede in der 
Medizin sind jedoch nach wie 
vor unzureichend erforscht. 
Wir wollen daher sicherstellen, 
dass ausreichend in die Ge-
sundheitsforschung für Frauen 
investiert wird. Darum sollen 
Forschungsprojekte im Bereich 
der geschlechtersensiblen Me-
dizin mit 10 Millionen Euro 
jährlich gefördert werden. 

GENDERMEDIZIN VER-
PFLICHTEND IN DIE AUSBIL-
DUNG
Die Erkenntnisse der ge-
schlechtersensiblen Medi-
zin (Gendermedizin) müssen 
rasch in die Ausbildung des 
Gesundheitspersonals einge-
baut werden. So wie die Gen-
dermedizin an den medizini-
schen Universitäten bereits 
verpflichtend in die Lehrpläne 
integriert ist, soll sie auch künf-
tig in der Ausbildung aller an-
deren Gesundheitsberufe wie 
Gesundheits- und Kranken-
pflege, Therapeut*innen, me-
dizinisch-technische Dienste 
(MTDs) etc. verankert werden. 

KOSTENLOSE FRAUEN- 
GESUNDHEIT
Frauen sollen nicht mehr 
für ihre Gesundheit bezah-
len müssen als Männer. Das 
Burgenland und Wien gehen 
hier schon voran und stellen 
Periodenprodukte finanziell 
schlechter gestellten Frauen 
und Mädchen kostenlos zur 
Verfügung. Auch international 
gibt es etliche Beispiele: Verhü-
tung ist in mehreren Ländern 

Gesundheitsexpertin  
Miriam Hufgard-Leitner:  

Frauen dürfen im Gesundheits-
system nicht mehr benachteiligt 

werden
 
Miriam Hufgard-Leitner, geboren 1984, ist Oberärztin für 
Innere Medizin an der Medizinischen Universität Wien/
AKH. Sie ist Expertin im Bereich der Angeborenen Stoff-
wechselerkrankungen und Gender Medicine. Miriam Huf-
gard-Leitner beschäftigt sich im Expert*innenrat mit dem 
Thema Gesundheit. „Frauen müssen mehr für ihre Gesund-
heit bezahlen als Männer – gleichzeitig ist die Forschungs-
lage bei frauenspezifischen Symptomen schlechter. Das 
müssen wir dringend ändern. Frauen dürfen im Gesund-
heitssystem nicht mehr benachteiligt werden, darum en-
gagiere ich mich in Andi Bablers Expert*innenrat“, erklärt 
Hufgard-Leitner.

für unter 30-Jährige kosten-
los, ebenso der Abbruch uner-
wünschter Schwangerschaften. 
In Finnland gibt es eine kosten-
lose Säuglings-Erstausstattung. 
Das soll es bei uns auch geben. 
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In Österreich werden Frau-
en und Männer auch im Jahr 
2024 noch immer ungleich 
bezahlt. Für gleichwertige 
Arbeit bekommen Frauen 20 
Prozent weniger Lohn. Wir 
können und wollen uns eine 
derartige Respektlosigkeit 
nicht leisten. 

Die Lösung für eine echte 
Lohntransparenz wurde unter 
der Federführung der Vizeprä-
sidentin des Europaparlaments, 
Evelyn Regner, erarbeitet und 
trat im Juni 2023 in Kraft: die 
EU-Lohntransparenzrichtlinie. 
Die neue Regelung verpflichtet 
in der EU Unternehmen dazu, 
Informationen zu den Gehäl-
tern so offenzulegen, dass ein 
Vergleich für die Arbeitneh-
mer*innen möglich ist. Öster-
reich muss die Richtlinie so 
rasch wie möglich umsetzen. 
Auch deshalb, weil sonst emp-
findliche Strafzahlungen drohen.

Das isländische Modell 
Als erstes Land der Welt hat Island die Lohn-
transparenz gesetzlich verankert: Seit 2018 
müssen Unternehmen und öffentliche Ein-
richtungen mit 25 oder mehr Angestellten 
ein Zertifikat für gleiche Bezahlung erwer-
ben. Die Bewertung folgt dabei dem isländi-
schen „Equal Pay Standard“, der vorschreibt, 
dass jegliche Lohndiskrepanz über fünf Pro-
zent zwischen Mitarbeiter*innen der glei-
chen Berufsgruppe korrigiert werden muss. 
Wer diesen Standard nicht erfüllt, dem dro-
hen Strafzahlungen von rund 400 Euro pro 
Tag und öffentliche Bekanntmachung – ein 
Ruf, den sich kein Unternehmen leisten kann.

DIE SPÖ IST DIE PARTEI DER 
FRAUENRECHTE
Keine andere politische Partei 
hat so viel Erfahrung und so 
viele Erfolge im Bereich Frau-
enrechte zu verzeichnen wie 
die SPÖ. Wir sind die Partei, 
die Gleichberechtigung durch- 
und umsetzt. Ein Gesetz, das 
zur Lohntransparenz verpflich-
tet und Strafen bei ungleicher 
Bezahlung vorsieht, könnten 
wir schon morgen beschließen. 
Es ist Zeit, diese Ungerechtig-
keit endlich zu beenden.

„ Frauen verdienen mehr  Respekt und mehr 
Geld – und zwar genauso viel wie Männer. Des-
halb brauchen wir die volle Lohntransparenz.“

IDEE 04 LOHNTRANSPARENZ
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Foto: SPÖ Frauen / Astrid Knie
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Jeder Mensch hat das Recht auf ein Leben 
frei von Gewalt. Es ist eine traurige Realität, 
dass viele Frauen in unserem Land jeden Tag 
mit der Angst vor Gewalt leben müssen. Sie 
fürchten sich davor, alleine durch die Stra-
ßen zu gehen oder sogar in den eigenen vier 
Wänden zu sein. Die ÖVP-Frauenministerin 
hat zu wenig getan, um die Sicherheit von 
Frauen zu erhöhen. Es braucht endlich den 
Nationalen Aktionsplan zum Schutz vor Ge-
walt an Frauen und die Umsetzung der Istan-
bul-Konvention. Es ist das Recht von Frauen,  
angstfrei leben zu können. Setzen wir es 
endlich um.

 „In Österreich soll 
 keine Frau Angst haben.  

Weder im öffentlichen Raum 
noch zuhause.“

Im Jahr 2023 erlebte Österreich 
26 Frauenmorde. Die Polizei 
verhängte 15.115 Betretungs- 
und Annäherungsverbote. Fast 
35 Prozent der weiblichen Be-
völkerung über 15 Jahre erlebte 
schon einmal körperliche oder 
sexuelle Gewalt, jede vierte 
eine Form von sexueller Beläs-
tigung am Arbeitsplatz. Jede 
fünfte Frau war schon einmal 
von Stalking betroffen.

Die Zahlen sind mehr als alar-
mierend, es darf keine Zeit 
mehr verstreichen. Es braucht 
dringend einen Nationalen Ak-
tionsplan zum Schutz vor Ge-
walt. Unser Ziel ist eine lang-
fristig angelegte Strategie, wie 
sie auch vom Rechnungshof 
bereits eingemahnt wurde: In 
enger Zusammenarbeit aller 
Ministerien, der Polizei und 

IDEE 05 GEGEN GEWALT AN FRAUEN
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Gewaltschutzorganisationen 
soll Gewalt gegen Frauen ver-
hindert werden.

NATIONALER AKTIONSPLAN 
GEGEN GEWALT AN FRAUEN
Prävention im engeren Sinn 
wie eine gute Ausstattung 
der Gewaltschutzeinrichtun-
gen in ganz Österreich, aus-
reichend Sicherheitskräfte, 
flächendeckende Hochrisiko-
fallkonferenzen und Gewalt-
schutzambulanzen in allen 
Bundesländern – all das muss 
Teil eines Nationalen Aktions-
plans sein, wie die SPÖ ihn um-
setzen will.

Eine langfristige Strategie muss 
darüber hinaus alle Maßnah-
men beinhalten, die der Be-
wusstseinsarbeit dienen. Ge-
walt gegen Frauen hängt eng 
mit veralteten Rollenbildern 
und Besitzdenken zusammen. 
Hier muss schon früh in den 
Bildungseinrichtungen ange-
setzt werden. Ebenso ist Ge-
waltschutz ein wichtiger Teil 
der Integration. Auch hier ist 
ein Konzept erforderlich, wie 
ein modernes Frauenbild und 
eine gleichberechtigte Partner-
schaft als Ziel vermittelt wer-
den. Dazu braucht es gezielte 
Maßnahmen.

ÖSTERREICH MUSS DIE  
ISTANBUL-KONVENTION  
UMSETZEN
Einen Nationalen Aktionsplan 
gab es bereits 2014. Auf den 
Weg brachte ihn die damali-
ge Frauenministerin Gabriele 
Heinisch-Hosek. Im Hinblick 
auf die Istanbul-Konvention, 
die Österreich als einer der ers-
ten Staaten unterzeichnet hat 
und die in Österreich 2014 in 
Kraft getreten ist, wurden da-
mals viele Maßnahmen ausge-
arbeitet, die Frauen vor Gewalt 
schützen sollen.

Ein herber Rückschlag im 
Gewaltschutz war die Ab-
schaffung der Hochrisiko-
fallkonferenzen durch die 
schwarz-blaue Regierung unter 
dem damaligen Innenminister 
Herbert Kickl. Die bereits auf-
gebaute Kooperation der Ge-
waltschutzeinrichtungen mit 
der Polizei zur Vermeidung 
von Femiziden wurde damals 
zerschlagen. Schritt für Schritt 
müssen diese seit dem Jahr 
2020 wieder aufgebaut werden.

MIT VEREINTEN KRÄFTEN
Die SPÖ will den Gewalt-
schutz durch eine Vielzahl an 
Maßnahmen ausbauen. Etwa 
durch den Einsatz von Fußfes-
seln bei Gewalttätern, gegen 
die es ein Betretungsverbot 
gibt. Dadurch kann der Poli-
zei sofort gemeldet werden, 
wenn ein Täter die für ihn vor-
geschriebene Grenze übertritt. 
Die Polizei kann eingreifen 
und Wiederholungstaten ver-
hindern. Zusätzlich braucht es 
mehr Polizist*innen und eine 
enge Zusammenarbeit aller 
Ministerien sowie der Gewalt-
schutz- und Fraueneinrichtun-
gen. Es gibt in diesem Bereich 
eine hohe Expertise und eine 
Reihe guter Studien zu den 
Risiken und Ursachen von Ge-
walt. Dieses Wissen zu bündeln 
und in guten Initiativen umzu-
setzen, ist eines der Ziele einer 
umfassenden Gesamtstrategie. 
Zusammen müssen wir alle 
Maßnahmen setzen, um Ge-
walt gegen Frauen zu stoppen.
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Die Bevölkerung wächst, 
die Polizei schrumpft – weil 
ÖVP-Innenminister*innen 
seit Jahren die Sicherheit 
der Österreicher*innen ver-
nachlässigen. Die SPÖ sagt: 
Bei der Sicherheit dürfen 
wir nicht sparen. Wir wollen 
mehr Polizei auf der Stra-
ße und bessere Arbeitsbe-
dingungen für unsere Poli-
zist*innen.

25 Jahre ÖVP-Innenminis-
ter*innen haben ihre Spuren 
hinterlassen. Heute gibt es 
4.000 Polizist*innen weniger 
als noch vor vier Jahren. 

MEHR ABGÄNGE ALS  
NEUAUFNAHMEN
Die Personalsituation in der 
Polizei wird immer angespann-
ter. Besonders Wien wird vom 
schwarzen Innenministerium 
seit Jahren vernachlässigt. Im 
Jahr 2023 überstiegen die Ab-
gänge aus der Wiener Polizei 
(540) die Aufnahme neuer 
Polizeischüler*innen (415). 
Der größte Teil davon ging 
in den Ruhestand (227), der 
zweitgrößte wurde jedoch in 
Bundesländer oder in die Zen-
tralstelle versetzt (166). Das In-
nenministerium hat sich in den 
vergangenen Jahren weder auf 
die Pensionierungswelle der 
Babyboomer-Generation ein-
gestellt, noch besteht ein Inte-
resse daran, die Polizei in Wien 
zu stärken, wie sich an den ho-
hen Versetzungszahlen zeigt.

Der Wiener Bezirk Favori-
ten geriet wegen Gewalttaten 
mehrmals in die Schlagzeilen. 
Favoriten sind 284 Polizist*in-
nen zugeteilt. Ein Vergleich: 
Für die Städte Graz und Linz, 
die in der Bevölkerungsgröße 
mit dem zehnten Gemeindebe-
zirk vergleichbar sind, gibt es 
mehr als doppelt so viele, näm-
lich 609 Polizist*innen in Graz 
und 581 in Linz. 

10 MILLIONEN ÜBERSTUNDEN
Die Personalsituation in der 
Polizei ist beunruhigend. Seit 
2020 ist der Personalstand der 
österreichischen Polizei um 
4.000 Polizist*innen gesunken, 
über ein Viertel dieser Abgänge 
fand in Wien statt. Dies schlägt 
sich auch in horrenden Über-
stundenzahlen nieder. Rechnet 
man die Journalstunden – das 
sind billige Überstunden, die 
als Normstunden vergolten 
werden, jedoch über die Nor-
malarbeitszeit hinausgehen 
– zusammen, leisten die Poli-
zist*innen in Österreich mehr 

IDEE 06 SICHERHEIT

„4.000  Polizistinnen und Polizisten  weniger  
als noch vor vier Jahren. Bei Österreichs  
Sicherheit darf nicht gespart werden.“
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als 10 Millionen Überstunden 
pro Jahr. Pro Kopf sind das 374 
Überstunden im Jahr – pro 
Kopf drei Monate zusätzliche 
Arbeitsleistung. Wir müssen 
zumindest wieder so viele Poli-
zist*innen in den Dienst be-
kommen wie 2020.

DIE POLIZEI BRAUCHT EINE 
DIENSTRECHTSREFORM
Es ist höchst an der Zeit, die 
Personallücke zu schließen. 
Dazu braucht es bessere und 
attraktivere Berufsbedingun-
gen. Die SPÖ fordert dazu eine 
Dienstrechtsreform, die den 
Polizeidienst wieder attraktiver 
machen und so die Rekrutie-
rung von Personal erleichtern 
soll. Im Fokus steht ein ordent-
liches Grundgehalt, das dem 
Stellenwert und der Gefahren-
lage des Polizeiberufes ent-
spricht und gleichzeitig mehr 
Rücksicht auf die privaten und 
familiären Interessen der Be-
diensteten nimmt.

MEHR POLIZEI AUF  
DER STRASSE
Es braucht dringend mehr 
Polizist*innen auf der Straße. 
Dazu braucht es die genannten 
Attraktivierungen für den Poli-
zeidienst, aber auch den Wil-
len des Innenministeriums. Es 
kann nicht sein, dass ein der-
artiger Personalabbau in Kauf 
genommen – oder gar mutwil-
lig betrieben wird.

Österreichische Banken:
Auf Rekordjahr 2022 folgt Rekordjahr 2023
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Foto: BMI/Gerd Pachauer

Immer weniger Polizist*innen sind für Österreichs 
Sicherheit zuständig
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Foto: David Visnjic

„Mit der SPÖ wird es  keine  
 Pensionskürzungen  und keine  
Erhöhung des Antrittsalters geben.  
Das ist eine Frage des Respekts  
vor Arbeit.“

Wer heute in Pension ist, kann auf ein langes 
Erwerbsleben zurückblicken und stolz auf 
die eigene Leistung sein. In Österreich erar-
beiten sich die Angestellten und Arbeiter*in-
nen ihre Pension zu fast 90 Prozent selbst. 
Sie schulden niemandem Dank und sollten 
auch nicht durch Angstmache verunsichert 
werden. 

Doch das passiert von wirt-
schaftsliberaler Seite immer 
wieder: Die Pensionen seien zu 
hoch, heißt es, das Pensions-
system sei nicht mehr lange 
tragbar. Dazu gibt es Versuche, 
öffentliche Pensionen durch 
spekulative Aktienpensionen 
zu ersetzen. Die Menschen zu 
verunsichern, ist eine Respekt-
losigkeit der besonders perfi-
den Art, denn es gibt keinen 
Grund, uns zu fürchten. 

IDEE 07 PENSIONEN
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Das Pensions-
system hält

Trotz mehr Pensionistin-
nen und Pensionisten sind 
die Pensionsausgaben im 
Verhältnis zum BIP äu-
ßerst stabil. Das zeigt die 
EU-Kommission in ihrem 
Ageing-Report 2021: Bis 
2070 werden die staat-
lichen Ausgaben für die 
Pensionen nur um 0,5 Pro-
zent des BIP ansteigen.

Österreichische Banken:
Auf Rekordjahr 2022 folgt Rekordjahr 2023

10
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Bevölkerung über 65Ausgaben für Pension(% des BIP)
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NICHT PERFEKT, ABER STABIL
Ist unser öffentliches Pensions-
system perfekt? Nein, es sind 
Verbesserungsmaßnahmen nö-
tig, die wir immer wieder an-
sprechen. Allein seit Ende 2019 
hat die SPÖ 18 Anträge rund 
um die Pensionsversicherung 
eingebracht. Aber ist sie lang-
fristig sicher? Auf jeden Fall. 
Das belegen Berechnungen der 
EU-Kommission.

DIE PENSIONSGARANTIE  
DER SPÖ
Wir wollen die Angstmache 
um unser Pensionssystem be-
enden. Unser Versprechen an 

die Österreicherinnen und 
Österreicher: Die gesetzlichen 
Pensionen werden nicht, ge-
kürzt, und das gesetzliche Pen-
sionsantrittsalter wird nicht er-
höht. Schon heute schaffen es 
viele Menschen nicht gesund 
in Pension zu gehen. Jede dritte 
Frau wechselt nicht vom Beruf 
in die Pension. Wir wollen das 
Arbeitsleben so gestalten, dass 
die Arbeitnehmer*innen bis 
zur Pension im Beruf bleiben 
und gesund in den Ruhestand 
gehen können. 

Die Ausgaben für Pensionen stagnieren
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IDEE 08 RESPEKT FÜR ÄLTERE

„ Unsere ältere Generation  hat 
Respekt verdient. Niemand soll 
draufzahlen, nur weil man nicht  

alles digital machen will.“ 
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Die ältere Generation hat Ös-
terreich mit harter Arbeit zu 
einem sicheren, reichen Land 
gemacht.

ALTERSDISKRIMINIERUNG 
AM TICKETSCHALTER
Wer den Alltag ohne Smart-
phone oder Laptop gestalten 
will, steht vor Problemen und 
muss nicht selten sogar „Strafe“ 
zahlen. Ein Ticket am Schalter 
statt am Automaten zu kau-
fen, bedeutet einen Preis-Auf-
schlag. Eine Überweisung nicht 
online, sondern am Bankschal-
ter tätigen – noch ein Auf-
schlag. Reparatur-Bonus oder 
jüngst Handwerkerbonus? Be-
kommt man nur mittels On-
line-Antrag. Der beworbene 
Bonus für den Bausparvertrag, 
die neue Sparform des Finanz-
ministers, den Bundesschatz 
– gibt es nur online bzw. mit 
ID-Austria. 

ÖVP UND FPÖ: KEINE  
AHNUNG VOM LEBEN  
DER ÄLTEREN
Eine weitere Digitalisierung 
der Verwaltung ist notwendig. 
Für viele Menschen bringt das 
einen relevanten Mehrwert. 
„Online only – alles digital“ 
ist dennoch nicht der richtige 
Weg. In ihrem Regierungspro-
gramm formulierte die ÖVP-

FPÖ-Regierung unter Sebas-
tian Kurz sogar das Ziel, die 
verpflichtende Papierrechnung 
abzuschaffen. Älteren Men-
schen ihre bewährte Metho-
de zu nehmen, ihre Kosten im 
Blick zu behalten, ist eine be-
sondere Form der Altersdiskri-
minierung, die zeigt, wie wenig 
Einblick in die Lebensrealität 
älterer Menschen Schwarz und 
Blau wirklich haben. 

RECHT AUF ANALOGES 
LEBEN
Die SPÖ will dieser Herab-
lassung ein Ende setzen. Wir 
sichern das Recht auf eine kos-
tenlose Papierrechnung, er-
wirken ein gesetzliches Verbot 
höherer Gebühren für analoge 
Abwicklung und sichern den 
gleichberechtigten Zugang zu 
allen öffentlichen Leistungen 
und Förderungen. 

VERWALTUNG VOR ORT
Die Verwaltung muss zu den 
Menschen kommen, hinaus-
gehen, beraten, helfen – und 
darf sich nicht hinter Mauern 
und Bildschirmen verstecken. 
Die SPÖ will deshalb in allen 
Gemeinden Servicestellen ein-
richten, wo im persönlichen 
Kontakt Behördenwege abge-
wickelt werden können. Diese 
Behördenzentren sollen eine 
echte Servicestelle sein. 

„GRÄTZEL-BEAMTE“: DAS 
COMMUNITY BUDDY-SYSTEM
So, wie es bereits „Commu-
nity Nurses“ gibt, die sich als 
Pfleger*innen um individuelle 
Betreuung im Gesundheitsbe-
reich kümmern, soll es künf-
tig in jeder Gemeinde zusätz-
lich Servicebeamtinnen und 
-beamte geben, die neu in den 
öffentlichen Dienst aufgenom-
men werden und als „Commu-
nity Buddys“ Menschen per-
sönlich treffen, sie bei ihrem 
Anliegen beraten und die Be-
antragung und Abwicklung 
von Behördenwegen in Gang 
setzen.

„ÖSTERREICH-CAFÉS“ -  
WIEDERBELEBUNG DER  
GEMEINDEN
Auch Services der kritischen 
Infrastruktur müssen vor Ort 
angeboten werden. Dazu zäh-
len Strom- und Gasanbieter, 
Banken, Geldausgabeauto-
maten und Versicherungen, 
die mit Filialen vertreten sein 
sollen, aber auch Post Partner,  
um Wege zu verkürzen und ein 
Versorgungsnetz mit hohem 
Serviceanspruch zu garantie-
ren. Zur Wiederbelebung der 
Gemeinden arbeitet die SPÖ 
auch an Ideen wie den „Öster-
reich-Cafés“ – geförderte, von 
Langzeitarbeitslosen betriebe-
ne Treffpunkte für Seniorinnen 
und Senioren. Leben soll statt-
finden – in echt und für alle.  

Die Digitalisierung ist aus dem Alltag der meisten Menschen längst nicht 
mehr wegzudenken und bringt viele Vorteile mit sich. Amtswege, Über-
weisungen oder der Kauf von Tickets und Gütern müssen aber allen Men-
schen ermöglicht werden - auch ohne Handy oder Laptop. Niemand darf 
davon ausgeschlossen werden.
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„Wer spart, darf nicht draufzahlen. Mit unserem  
 Österreich-Sparbuch  bekommt man wieder  

faire Zinsen.“

Lange galt das Sparbuch als sicherer Hafen 
für hart erspartes Geld. Das hat sich ge-
ändert. Wenn Banken die Zinserhöhungen 
nicht an die Sparerinnen und Sparer weiter-
geben, dann müssen sie eben dazu verpflich-
tet werden. Gerade ältere Menschen haben 
oft ihr ganzes Leben gespart und sind davon 
abhängig, dass sie auf das klassische Spar-
buch vernünftige Zinsen bekommen. Das ist 
aber derzeit überhaupt nicht gewährleistet.

Frankreich macht mit dem 
„Livret A“, einem staatlich re-
gulierten, steuerfreien Spar-
produkt, das alle Banken an-
bieten müssen, schon lange 
vor, wie eine Regierung für or-
dentliche Zinsen sorgen kann. 
Bis zu einer Einlage von rund 
20.000 Euro erhalten franzö-
sische Bankkundinnen und 
-kunden einen Mindestzins, 
der von der französischen Na-
tionalbank jährlich vorgegeben 
wird. Er beträgt in Frankreich 
derzeit 3 Prozent.. 

DAS ÖSTERREICH-SPARBUCH
Unser Vorschlag würde Min-
destzinsen von 3 Prozent brin-
gen: Banken müssen jeder In-
haberin und jedem Inhaber 
eines Giro- oder Basiskontos 

IDEE 09 ÖSTERREICH SPARBUCH
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ein gebührenfreies Sparpro-
dukt (das auch das Girokonto 
selbst sein kann) zur Verfü-
gung stellen, das für die ersten  
20.000 Euro eine Mindestver-
zinsung in Höhe der Europäi-
schen Zentralbank-Einlagen-
fazilität (das sind jene Zinsen, 
die Banken für Einlagen bei der 
EZB erhalten) abzüglich eines 
Abschlags von maximal 1 Pro-
zent vorsieht. Damit wäre eine 
Mindestverzinsung für einen 
staatlich festgelegten Betrag 
von derzeit rund 3 Prozent si-
chergestellt.

Quelle: OeNB
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„Die Menschen haben ein 
  Recht auf ihr Bargeld.   

Und Banken haben  
einen Versorgungsauftrag.“

Eine Befragung der National-
bank hat ergeben, dass sich 
ein Großteil der Bevölkerung 
keine Welt ohne Bargeld 
vorstellen kann. Bargeld ist 
immer noch ein überaus be-
liebtes Zahlungsmittel. Die 
Banken wissen das und las-
sen sich das teuer bezahlen. 
Damit muss Schluss sein. 

Die Banken gehören zu den 
großen Gewinnern der Teue-
rung. In den vergangenen zwei 
Jahren sind ihre Gewinne gera-
dezu explodiert. Diese Gewin-
ne macht der Bankensektor mit 
dem Geld und dem Vertrauen 
der Kund*innen. Doch für die 
gibt es immer weniger Bank-
filialen und selbst der Zugang 
zu Bargeld wird immer schwie-
riger, weil in vielen Orten die 

Bankomaten fehlen. 2021 wa-
ren bereits 317 der 2.093 ös-
terreichischen Gemeinden 
ohne Bankomaten – Tendenz 
steigend. Schätzungen zufolge 
fehlen derzeit Geldausgabeau-
tomaten in 450, also fast einem 
Viertel der Gemeinden.

Der Versorgungsauftrag der 
Banken weicht immer öfter der 
reinen Profitmaximierung. Für 
einen Bankomaten sollen Ge-
meinden ein Vielfaches dessen 
bezahlen, was früher für den 
Betrieb verlangt wurde. Dem 
Bürgermeister von Kemeten 
im Burgenland flatterte im ver-
gangenen Jahr die Kündigung 
des örtlichen Bankomatbetrei-
bers ins Haus. Zugleich mach-

te dieser ein neues Angebot – 
statt wie bisher 3.500 Euro pro 
Jahr sollte die Gemeinde nun 
27.000 Euro hinblättern – eine 
Gebührenerhöhung von satten 
771 Prozent. 

DIE SPÖ SCHÜTZT DAS 
RECHT AUF BARGELD
Mit einem eigenen Bargeld-
versorgungsgesetz wollen wir 
derartigen Umtrieben ein Ende 
setzen und den Bankensektor 
in die Pflicht nehmen. Künftig 
soll es in jeder Gemeinde zu-
mindest einen Bankomaten ge-
ben. Der Bankensektor soll zur 
Bargeldversorgung verpflichtet 
werden und auch die Kosten 
dafür tragen.

IDEE 10 BARGELD
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Foto: David Visnjic

„Mein Ziel ist, dass kein Mensch  
in Österreich länger als ein  
Jahr arbeitslos sein muss.  
Wir wollen eine  
 Beschäftigungsgarantie.“ 

Wir können Langzeitarbeitslosigkeit abschaffen. Es ist nicht 
nur respektvoller, sondern auch klüger, Arbeitsplätze zu 
schaffen, als Arbeitslosigkeit zu finanzieren. 

Die Sozialdemokratie glaubt an 
den Wunsch zur Leistung. Nie-
mand fühlt sich gerne überflüs-
sig. Doch Langzeitarbeitslose 
bekommen vermittelt: Euch 
braucht keiner. Dabei ist das 
Gegenteil der Fall – und das ist 
wissenschaftlich bewiesen.

VORZEIGEPROJEKT AUS  
NIEDERÖSTERREICH
Sven Hergovich hat als AMS 
Niederösterreich-Geschäfts-
führer 2020 im niederösterrei-
chischen Gramatneusiedl eine 
europäische Vorzeigeinitiative 
umgesetzt: das „Modellprojekt 
Arbeitsplatzgarantie Marien-
thal“.

Benannt wurde das Projekt 
nach der ehemaligen Arbeiter-
siedlung Marienthal in Gra-
matneusiedl, wo 1933 eine 

wegweisende Studie zu den 
Folgen von Langzeitarbeits-
losigkeit durchgeführt wurde. 
Die Teilnahme war freiwillig, 
insgesamt nahmen 107 Per-
sonen das Angebot an. Es gab 
echten Lohn für echte Arbeit, 
die Jobpalette umfasste von der 
Restaurierung alter Möbel über 
die Alltagsbegleitung älterer 
Menschen bis zur Grünraum-
pflege die unterschiedlichsten 
Tätigkeiten. Das Projekt wurde  
durch die Universitäten Oxford 
und Wien begleitet und belegt: 
Die Jobgarantie zeigte unter an-
derem positive Auswirkungen 
auf die psychosoziale Stabilität 
der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer, die ihr Leben wieder 
als sinnstiftend erlebten.

Die Marienthal-Jobgarantie er-
hielt internationale Preise und 
wurde von der OECD und im 
UNO-Menschenrechtsrat ge-
lobt. Im April 2024 stellt die Eu-
ropäische Kommission 23 Mil-

IDEE 11 ARBEITSMARKT

Lange galt Österreich mit 
einem niedrigen Anteil an 
Langzeitarbeitslosen als in-
ternationales Vorbild. In den 
vergangenen zehn Jahren hat 
sich jedoch auch bei uns die 
Langzeitarbeitslosenrate er-
höht – von einem auf zwei 
Prozent der Erwerbsbevöl-
kerung. Wer über 50 Jahre alt 
ist und arbeitslos wird, hat 
es schwer am Arbeitsmarkt. 
Dabei können – und wollen! 
– Betroffene mit ihren Er-
fahrungen und Fähigkeiten 
einen Beitrag für die Gesell-
schaft leisten. Auf der ande-
ren Seite stehen Gemeinden 
und soziale Institutionen mit 
guten Projektideen – doch 
ihnen fehlt oft das nötige 
Geld und Personal. 
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lionen Euro zur Finanzierung 
von Jobgarantie-Pilotprojekten 
in Europa zur Verfügung. Und 
in Gramatneusiedl? Dort ende-
te die Marienthal-Jobgarantie. 
Im März 2024 hieß es aus dem 
schwarz-blauen Niederöster-
reich: Das Projekt wird nicht 
fortgesetzt. Bundesweit ist ak-
tuell keine weitere Initiative 
geplant. Österreich ist dabei, 
seine Vorreiterrolle in diesem 
Bereich zu verlieren. 

EINE ARBEITSPLATZGARAN-
TIE FÜR ÖSTERREICH
Die SPÖ ist überzeugt: Was 
sich bei der Marienthal-Ar-
beitsplatzgarantie im Kleinen 
bewährte, funktioniert auch 
im Großen: Basierend auf den 
positiven Erfahrungen aus 
Gramatneusiedl, wollen wir die 
Jobgarantie in ganz Österreich 
implementieren. 

Was kostet das?
Es ist günstiger, Menschen Beschäftigung zu 
geben, als ihre Langzeitarbeitslosigkeit zu fi-
nanzieren – selbst wenn man ihnen noch ein 
paar Euro kürzt. Wobei solche Rechnungen 
nicht den einzigen Ausschlag geben sollten. 
Es geht um massive persönliche Verbesse-
rungen für die Betroffenen, um ihr Selbst-
wertgefühl, um den Respekt, den man ihnen 
entgegenbringt, um soziale Sicherheit. Und 
all das bringt auch Verbesserungen für unse-
re Gesellschaft und den Zusammenhalt.

Das Modellprojekt Arbeits-
platzgarantie Marienthal 
reiht sich in die Erfahrungs-
werte ein, die auch andere 
Programme, die direkte Be-
schäftigung anbieten, sam-
meln konnten – wie etwa die 
Aktion 20.000, die Aktion 
8.000 oder die Joboffensi-
ve 50+. Das AMS und ihre 
Dienstleister haben umfas-
sende Erfahrungen in der 
Schaffung direkter Beschäf-
tigung von langzeitarbeitslo-
sen Personen. Die Jobgaran-
tie für Österreich kann auf 
deren Erfahrungen aufbauen.

Gut, aber aus: 
das BIS-Mobil von  

Ebensee
Es war ein Projekt, das älteren Menschen 
mehr Selbstbestimmung und Langzeit-
arbeitslosen einen neuen Lebenssinn gab. 
Das BIS-Mobil Ebensee, ein vom AMS 
unterstütztes Sozialtaxi des Bildungszen-
trums Salzkammergut, bot 12 Menschen 
Beschäftigung. In der zersiedelten Gemein-
de wurde das Angebot, mit dem BIS-Mobil 
zum Preis eines Öffi-Tickets zum Arzt, zur 
Apotheke, auf den Friedhof oder ins Café 
zu fahren, gerne angenommen. Bis zu 30 
Fahrten täglich wurden gebucht, die Fahrer 
machten ihren neuen Job so gerne, dass sie 
weniger Krankenstände hatten als andere 
Beschäftigte. 2017 gewann das BIS-Mobil 
den österreichischen Mobilitätspreis. Ein 
Jahr später strich die schwarz-blaue Regie-
rung dem AMS die Förderung für die Wei-
terführung des Projekts. 

Foto: David Visnjic
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„Wir dürfen bei der  Integration  keine Zeit verlieren: 
Wer in Österreich bleibt, soll so schnell wie möglich 

Deutsch lernen und einer Arbeit nachgehen können.“

Beim Thema Migration kommen wir mit 
engstirniger Ideologie und dem Auseinan-
derdividieren von Menschen nicht weiter. 
Hier hilft nur beständige, lösungsorientierte 
politische Arbeit. Eine Migrationspolitik mit 
Herz und Hirn garantiert, dass mit jedem 
Menschen ordentlich umgegangen wird und 
stärkt Österreich.

Wir dürfen bei der Integration 
keine Zeit verlieren. Geflüch-
tete sollen sich in Österreich 
möglichst schnell zurecht-
finden und auch möglichst 
schnell ihren Beitrag für unse-
re Gesellschaft leisten können. 
Jahrelange Untätigkeit ist so-
wohl für Österreich als auch 
für die betroffenen Flüchtlinge 
höchst negativ. Die österrei-
chische Bevölkerung hat kein 
Verständnis für jahrelange Ver-
fahren und für geflohene Men-
schen ist die lange Wartezeit, in 
der sie nichts zur Gesellschaft 
beitragen dürfen, psychisch 
belastend. Asylverfahren müs-
sen deshalb (rechtsstaatlich 
korrekt) in höchstmöglicher 
Geschwindigkeit durchgeführt 
und abgeschlossen werden. 

INTEGRATIONSPOLITIK 
GEGEN DEN FACHKRÄFTE-
MANGEL
Die Arbeitsmarktpolitik der 
letzten Bundesregierungen be-
stand darin, billige Arbeitskräf-
te aus dem Ausland zu holen 
und in Österreich vorhandenes 
Potential – gleich ob In- oder 
Ausländer*in – zu vernachläs-
sigen. Dies hat insbesondere 
bei den geflüchteten Menschen 
dazu geführt, dass viele (junge) 
Menschen ihre Potentiale nicht 
entfalten konnten und auf dem 
Arbeitsmarkt nicht Fuß fassen 
konnten. Viele Branchen wie 
die Pflege, Gastronomie oder 
auch IT benötigen Nachwuchs. 
Um dieses Potential zu heben, 
muss Integrationspolitik und 
die Integration in den Arbeits-
markt beginnen. Vor diesem 
Hintergrund erscheint es be-
sonders unsinnig, Arbeitskräf-
te aus dem Ausland ins Land zu 
holen, wenn hier bereits Dritt-
staatsangehörige leben, die als 
Köchin, Pflegekraft oder in der 
IT-Branche ihren Beitrag leis-
ten können und wollen.

ARBEIT IST DER SCHLÜSSEL – 
INTEGRATION VON ANFANG 
AN
Eine Zukunftsperspektive 
durch Arbeit und vor allem das 
Tempo der Arbeitsaufnahme 
spielen für den Integrations-
erfolg die zentrale Rolle. Ge-
nau deshalb wurde unter der 
Regierung Kern das Integra-
tionsjahr als Meilenstein in der 
österreichischen Integrations-
politik eingeführt. Es richtete 
sich an Asylberechtigte, sub-
sidiär Schutzberechtigte und 
Asylwerber*innen mit hoher 
Bleibewahrscheinlichkeit. Lei-
der wurde das Budget des In-
tegrationsjahres knapp nach 
seiner Einführung durch die 
schwarz-blaue Nachfolgeregie-
rung von 50 Millionen Euro auf 
null gesetzt und damit faktisch 
abgeschafft. Dieses Programm 
soll neu belebt und erweitert 
werden.

INTEGRATIONSJAHR - FÜR 
ASYLBERECHTIGTE UND 
ASYLWERBER*INNEN MIT  
HOHER BLEIBEWAHR-
SCHEINLICHKEIT
Das Integrationsjahr ist in 
Modulen aufgebaut, gilt für 
arbeitsfähige Menschen und 

IDEE 12 INTEGRATION
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wird deshalb vom AMS durch-
geführt. Kompetenzchecks, 
Spracherwerb, Berufsorien-
tierung und berufliche Qua-
lifizierung stehen dabei im 
Mittelpunkt. Anerkennungs-
verfahren für im Ausland er-
worbene Qualifikationen 
(Nostrifikationen) sollen auch 
bereits möglichst früh durch-
geführt werden. Aufbaukurse 
in Deutsch, Arbeitstrainings, 
Arbeitsvorbereitungsmaßnah-
men sowie Orientierungskurse 
zu den geschriebenen und un-
geschriebenen Regeln des Zu-
sammenlebens in Österreich 
sollen ebenfalls Inhalt sein. Für 
anerkannte Flüchtlinge (und 
subsidiär Schutzberechtigte), 
die vollen Arbeitsmarktzugang 
haben, ist es verpflichtend. Ein 
wesentliches Element ist, dass 
Asylwerber*innen mit hoher 
Bleibewahrscheinlichkeit auch 
teilnehmen können. 

JUGENDSCHWERPUNKT – 
DAS INTEGRATIONSJAHR 
JUGEND
Gerade für junge Menschen 
sind ausgedehnte Phasen der 
Untätigkeit, zum Beispiel 
während eines lange laufen-
den Asylverfahrens, besonders 
problematisch. Das ist keine 
gute Basis für eine gelungene 
Integration und ein gutes Zu-
sammenleben in Österreich. 
Deshalb soll es speziell für ju-
gendliche Asylwerber*innen 
mit hoher Bleibewahrschein-
lichkeit und junge Asylberech-
tigte zwischen 15 und 25 Jahren 
ein Spezialangebot im Rahmen 
des Integrationsjahres geben. 
Als Vorbild dafür können ver-

Foto: Michael Mazohl 

schiedene Initiativen wie etwa 
das Jugendcollege dienen. Auf 
spezielle sozialpädagogische 
und sportliche Angebote ist zu 
achten. Die einzelnen Module 
im „Integrationsjahr Jugend“ 
sollen besonders an die Ziel-
gruppe angepasst werden und 
die Potentiale und Interessen 
der jungen Flüchtlinge in den 
Bereichen erheben und för-
dern, die am österreichischen 
Arbeitsmarkt besonders nach-
gefragt sind.

Schwarz-blaue  
Migrationspolitik hat  

weder Herz und noch Hirn
Es gibt immer wieder Beispiele von Perso-
nen, die hier eine Ausbildung gemacht ha-
ben oder in Mangelberufen arbeiten – und 
dann abgeschoben werden. Im oberöster-
reichischen Haslach reagierte die Bevöl-
kerung entsetzt auf den Verlust ihrer in-
dischen Nachbarsfamilie, bestehend aus 
Emilia Lopez, einer gut integrierten Köchin 
und ehrenamtlichen Mesnerin in der Pfarr-
kirche, ihrer Tochter Joia, die kurz vor dem 
Abschluss ihrer Ausbildung zur Pflegerin 
stand, und ihres 15-jährigen Sohnes Joshua. 
Obwohl beide Frauen in Mangelberufen tä-
tig waren und trotz starken Rückhalts in der 
Gemeinde, die 1.000 Unterschriften sam-
melte, um die Abschiebung zu verhindern, 
wurde die Familie von der Fremdenpolizei 
frühmorgens wie Verbrecher abgeführt und 
in Delhi der indischen Polizei übergeben.
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IDEE 13 INKLUSION

„Menschen mit Beeinträchtigung  
haben sich  echten Lohn  statt nur  
Taschengeld verdient. Das ist eine  

Frage des Respekts.“ 

Österreich hat sich zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention verpflichtet.  
Menschen mit Behinderung haben ein Recht, 
ihren Lebensunterhalt durch Arbeit zu ver-
dienen und ihr Leben selbstständig finanzie-
ren zu können. Dazu braucht es langfristig 
die Gleichstellung mit Arbeitnehmer*innen. 

tigkeiten. Weil die Tagesstruk-
tur nicht als Arbeitsverhältnis 
eingestuft wird, gibt es statt 
eines angemessenen Lohns nur 
Taschengeld. Das bedeutet das 
Fehlen eigenständiger, pen-
sions- und krankenversiche-
rungsrechtlicher Ansprüche 
und führt dazu, dass Menschen 
mit Behinderungen ihr Leben 
lang von ihren Familien oder 
Institutionen abhängig sind 
und unter ständiger Armuts-
bedrohung leben. Bei seinem 
Besuch in einer Werkstätte in 
Salzburg hat Andreas Babler 
gesehen, wie es auch anders 
gehen kann. Dort werden die 
Menschen nach dem Metal-
ler-Kollektivvertrag bezahlt. 
Es geht also auch anders, wenn 
man will.

SOFORTMASSNAHME UND 
LANGFRISTIGES ZIEL
Die Forderung aus der UN-
Behindertenrechtskonvention 
kann durch eine einfache Vor-
schrift im ASVG umgesetzt 

werden. Langfristig muss aber 
die Gleichstellung der Beschäf-
tigten in den Tagesstrukturen 
mit Arbeitnehmer*innen erfol-
gen.

EIN INKLUSIONSFONDS ALS 
KLARES BEKENNTNIS
Seitens der Bundesregierung 
sind im Budget keine finan-
ziellen Mittel vorgesehen, die 
explizit für die Inklusion von 
Menschen mit Behinderun-
gen verwendet werden sollen. 
Doch Inklusion gibt es nicht 
zum Nulltarif. Mit einem In-
klusionsfonds, der aus Mitteln 
des Bundes und der Länder ge-
speist wird, könnten die Sozial-
versicherung sowie zukünftige 
Maßnahmen finanziert wer-
den, welche die gleichberech-
tigte Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen am wirt-
schaftlichen, kulturellen und 
politischen Leben weiterbringen.

Menschen mit Behinderung 
arbeiten oft in Werkstätten 
und tagesstrukturellen Ein-
richtungen und fertigen dort 
wichtige Güter des täglichen 
Bedarfs. Leider erhalten viele 
dort keinen Lohn, sondern nur 
ein Taschengeld, sie haben oft 
keinen Betriebsrat oder sind 
nicht pensionsversichert. 

Die UN-Behindertenrechts-
konvention fordert die gesetz-
liche Kranken- und Pensions-
versicherung für Menschen 
mit Behinderungen. Österreich 
ist hier säumig. Rund 25.000 
Menschen mit unterschiedli-
chen Talenten und Fähigkeiten 
arbeiten in sogenannten Tages-
strukturen, unter anderem in 
Werkstätten mit einfachen Tä-
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Eine 4-Tage-Woche bedeutet weniger Ar-
beitsbelastung, weniger Krankenstände und 
mehr Produktivität. Das wissen wir aus zahl-
reichen Pilotversuchen auf der ganzen Welt. 
Auch in Österreich haben viele Unterneh-
men ihre Arbeitszeiten bei gleichem Lohn 
reduziert, um Fachkräfte zu gewinnen. Die 
Arbeitnehmer*innen haben mehr Zeit für 
ihre Familie, für Engagement in Sport- und 
Musikvereinen oder bei der Freiwilligen Feu-
erwehr. Denn es braucht Zeit zum Leben, um 
auch mit voller Kraft und Leidenschaft den 
Beruf ausüben zu können.

In der Pflege, in den Kindergär-
ten, bei der Polizei und in der 
Schwerindustrie ist es schwer 
geworden, Personal zu finden. 
Kein Wunder: Es sind wichti-
ge, aber harte Jobs und schwer 
mit dem Familienleben verein-
bar. Hier müssen wir endlich 
den Druck rausnehmen, um 
die Menschen wieder mit ihrer 
Arbeit zu versöhnen. Sonst 
wird sich der Fachkräfteman-
gel weiter verschärfen.

WIR HABEN ES SCHON  
EINMAL GESCHAFFT
Unser Ziel heute ist die 4-Ta-
ge-Woche. Als Vorbild sehen 
wir die Vorgangsweise bei der 
letzten Arbeitszeitverkürzung 
vor 50 Jahren. Damals wurde 
die wöchentliche Arbeitszeit 
in einer Phase der Vollbe-
schäftigung in einem Zeit-
raum von fünf Jahren ohne 
Probleme herabgesetzt. Der 
Gesetzesänderung ging ein 
vom ÖGB durchgesetzter 
Generalkollektivvertrag vor-
aus. Das wäre auch heute sinn-
voll. 

„Gesünder, zufriedener  
und produktiver:  

Die  4-Tage Woche  ist 
die Arbeitszeit der Zukunft.“

IDEE 14 ARBEITSZEIT

Unser Vollzeit-Modell stammt 
aus den 1970er-Jahren, als es 
weder E-Mails noch Handys 
gab. Damals war es weit ver-
breitet, dass pro Haushalt nur 
eine Person Vollzeit arbeiten 
ging – und trotzdem hatte man 
ein gutes Auskommen. Heute 
sind viele Menschen chronisch 
erschöpft, manche völlig aus-
gebrannt. Für viele fühlt es sich 
an, als würden sie in Sprintge-
schwindigkeit einen Marathon 
laufen. Vor allem Frauen flie-
hen in die Teilzeit, weil sie ihre 
Familienarbeit anders nicht 
mit dem Berufsleben verein-
baren können – und bezahlen 
dafür mit Altersarmut. 
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PILOTPROJEKT
Gemeinsam mit Unternehmen, 
ihren Betriebsrät*innen und 
der Gewerkschaft wollen wir 
die 4-Tage-Woche in Betrieben 
unterschiedlicher Branchen 

testen und wissenschaftlich 
evaluieren. Zur Unterstüt-

zung für die Unterneh-
men soll es eine organi-
sationsentwicklerische 

Begleitung geben.

PFLEGEPERSONAL HALTEN 
UND GEWINNEN
Mit der Verkürzung der Ar-
beitszeit wollen wir dort be-
ginnen, wo es gilt, schwere, 
fordernde Berufe attraktiver 
zu machen. In der Pflege etwa 
arbeiten viele in Teilzeit, weil 
die Tätigkeit so anstrengend 
ist. Eine schrittweise Verkür-
zung der Arbeitszeit würde 
dazu führen, dass Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer 
tendenziell eher aufstocken, 
um dann in der neuen Vollzeit 
zu arbeiten. Auch Teilzeitbe-
schäftigte verdienen bei einer 
Arbeitszeitverkürzung mehr. 
Die gesunde Vollzeit kann 
mehr Menschen in der Pflege 
halten – und jene zurückho-
len, die ihren Beruf eigentlich 
lieben, aber erschöpft aufgeben 
mussten.

In den vergangenen Jahren haben un-
zählige Unternehmen in ganz Öster-
reich die Arbeitszeit verkürzt – bei 
vollem Lohn: Elektro-Unternehmen, 
Installateurbetriebe, PR- und Marke-
tingagenturen, Friseurbetriebe, Optiker, 
Hotels, Softwareentwickler und Kon-
ditoreien. Auch in über 150 Kollektiv-
verträgen gibt es schon jetzt verkürzte 
Arbeitszeiten. Ihre Erfahrungen decken 
sich mit den Ergebnissen internationa-
ler Studien: Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sind glücklicher, zufriede-
ner – und produktiver. In zahlreichen 
Ländern laufen gerade erfolgreiche Pi-
lotprojekte zur 4-Tage-Woche, das wol-
len wir auch für Österreich.

Die Vier-Tage-Woche 
liegt im Trend
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IDEE 15 KLEINUNTERNEHMEN

Ein-Personen-Unternehmer*innen (EPU) 
sowie Klein- und Mittelunternehmer*innen 
(KMU) finden mit ihren Anliegen kaum Gehör 
bei der Bundesregierung, obwohl sie 99,6 
Prozent aller Unternehmen in Österreich 
ausmachen. 

Kulturschaffenden, und jener 
Selbstständigen in Gewerbe 
und Landwirtschaft, für die 
der eigene Arbeitseinsatz die 
Voraussetzung ihrer Existenz 
darstellt“. Der Einsatz für EPU 
und KMU gehört zur DNA der 
Sozialdemokratie. Eine Wirt-
schaft, in der Leistung gewür-
digt wird, muss eine Wirtschaft 
der Fairness sein.

RESPEKT UND FAIRNESS FÜR 
EPU UND KMU
Wir setzen uns für die lücken-
lose soziale Absicherung aller 
Menschen in Österreich ein. 
Auch EPU und KMU sollen 
sich in einer gerechten Wirt-
schaftswelt bewegen und ihre 
Rolle für die österreichische 
Wirtschaft gewürdigt sehen – 
zuerst erkennbar in fairen Be-
dingungen.

„In  Ein-Personen-Unternehmen  wird genauso hart  
gearbeitet wie in Großunternehmen. Sie verdienen  

die gleichen Leistungen und faire Steuern.“

1,7 Millionen Menschen oder 
65,7 Prozent der Beschäftigten 
arbeiten für KMU, die außer-
dem rund 55.000 Lehrlinge 
jährlich ausbilden. Damit stel-
len die KMU fast 100 Prozent 
aller Ausbildungsbetriebe in 
Österreich. Sie sind das Fun-
dament der österreichischen 
Wirtschaft – trotzdem werden 
sie von der Bundesregierung 
im Stich gelassen.

Seit Bruno Kreisky ist die SPÖ 
die „Partei aller arbeitenden 
Menschen“. Die Sozialdemo-
kratie sieht sich seit damals 
explizit als die „Partei der Ar-
beiter und Angestellten, der 
Beamten, Akademiker und 

SOZIALE ABSICHERUNG  
FÜR ALLE
Die versprochene Leistungs-
harmonisierung über alle So-
zialversicherungsträger hinweg 
muss umgesetzt werden und 
der Selbstbehalt für Unterneh-
mer*innen beim Arztbesuch 
endlich fallen. Das Prinzip 
„Gleiche Beiträge, gleiche Leis-
tung“ soll endlich gelten.

KRANKENGELD AB DEM 
VIERTEN TAG
Für Selbstständige wird eine 
Erkrankung schnell zur Ar-
mutsfalle – es bedeutet den 
Verlust von Kundschaft, Geld 
und im schlimmsten Fall der 
Arbeit. Deshalb setzen wir uns 
für eine sofortige Auszahlung 
des Krankengeldes ab dem 
vierten Tag der Krankheit und 
eine lückenlose Absicherung 
bei langer Krankheit ein.
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Gemeinden leerstehende Ge-
schäftslokale und Büroräum-
lichkeiten anmieten und dann 
einzelne Räumlichkeiten an 
EPU oder kleine handwerkliche 
Betriebe günstig weitervermie-
ten. Mit dem Bonus durch den 
Bund für leerstehende Gebäu-
de/Räumlichkeiten sollen die 
höheren Kosten für eine Sanie-
rung im Vergleich zum Neu-
bau abgefangen werden und 
somit eine Weitervermietung 
erleichtern. In solchen neuen 
lokalen Zentren könnten für 
die kleinen Unternehmen auch 
gemeinschaftliche „Shared 
Services“ als Poollösungen an-
geboten und gefördert werden. 
Gemeinsame Dienstleistungen 

wie Steuerberatung, Buchhaltung, 
Assistenzleistungen etc. machen 
es für die kleinen Unternehmen 
leichter, gegen die Großen zu be-
stehen.

ZUSCHUSS ZUR ENTGELT-
FORTZAHLUNG
Für kleine Unternehmen mit 
wenigen Mitarbeiter*innen ist 
außerdem der Zuschuss zur 
Entgeltfortzahlung von im-
menser Bedeutung. Dieser ist 
noch immer nicht nachhaltig 
gesichert. Unternehmen brau-
chen Planungssicherheit, da-
rum braucht es eine deutliche 
rechtliche Regelung.

GEMEINDEN WIRTSCHAFT-
LICH BELEBEN, OVERHEAD-
KOSTEN TEILEN
Immer mehr ländliche Ge-
meinden sterben langsam aus. 
Mit Hilfe eines Revitalisie-
rungsbonus des Bundes können 

Foto: David Visnjic
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Wir sind bei Künstlicher Intelligenz in einer 
entscheidenden Phase. Wir dürfen nicht 
denselben Fehler wie bei Social Media, wie 
bei Meta und Co., machen: Wir müssen jetzt 
den technologischen Fortschritt managen, 
damit die neuen Instrumente demokratisch 
allen nützen und nicht nur einigen wenigen. 
Wenn wir heute kluge Politik machen, kön-
nen wir noch bestimmen, ob der technolo-
gische Fortschritt und die Künstliche Intelli-
genz Arbeitsplätze vernichtet, oder uns nur 
die Arbeit abnimmt, die wir dann besser ver-
teilen können.

„Wir müssen die  
Entwicklungen von 
 Künstlicher Intelligenz 
demokratisch  
kontrollieren.“ 

IDEE 16 KÜNSTLICHE INTELLIGENZ

Künstliche Intelligenz hat 
längst Einzug in unser Leben 
gefunden, sie ist keine Zu-
kunftsmusik mehr, sondern 
schon da. Für Texte und bei 
der Bildbearbeitung, in Such-
maschinen, in der Medizin, in 
der Landwirtschaft und in der 
Finanzbranche. Aktuell ohne 
Regulierung. Die KI-Strategie 
der Bundesregierung ist noch 
immer nicht fertig umgesetzt. 
Auch bei der Digitalisierung 
fehlt der Mut zur aktiven Ge-
staltung. Rohrkrepierer wie 
das „Kaufhaus Österreich“ sind 
traurige Zeugnisse. 

Dabei gibt es in Österreich klu-
ge Köpfe und viel Engagement. 
Angesehene KI- und Machi-
ne-Learning-Konferenzen in 
Wien belegen das internatio-
nale Standing der Grundlagen-
forschung in Österreich. Hören 
wir endlich auf österreichische 
Initiativen an den Universitä-
ten und in der Zivilgesellschaft, 
die wichtige Arbeit leisten!



43MIT HERZ UND HIRN

WIR SCHÜTZEN UND  
STÄRKEN UNSERE KINDER
Kinderschutz-Maßnahmen im 
digitalen Raum müssen aus-
gebaut werden. Außerdem soll 
es einen Bildungsschwerpunkt 
„Digital Literacy“ geben. Wir 
wollen eine Umgebung, in der 
Kinder angstfrei den digitalen 
Raum ergründen können. 

WIR FÖRDERN ENTWICK-
LUNG UND FORSCHUNG
Österreich ist der Geburts-
ort vieler großartiger Ideen. 
Grundlegende KI-Forschung 
fand ihren Anfang bei uns. Wir 
bekennen uns deshalb zur För-
derung notwendiger (Grundla-
gen-) Forschung, sowohl in der 
Tiefe (KI) als auch in der inter-
disziplinären Breite (Digitaler 
Humanismus). Auf diese Wei-
se treten wir dem Verlust von 
Wissen und „High Potentials“ 
entgegen und sichern den KI-
Standort Österreich. 

EINE LEBENSWERTE, DIGITAL 
GESTÜTZTE WELT
Wir wollen Digitalisierung so 
gestalten, dass sie nicht nur 
einigen wenigen Profiteuren 
zugute kommt, sondern allen 
Menschen. Wir verstehen Digi-
talisierung als Mittel zur Stand-
ortsicherung, zur Arbeits-
zeitverkürzung und zu fairer 
gesellschaftlicher Verteilung. 

Unser Fahrplan zur sozialen, 
inklusiven Digitalisierung:

DIGITALISIERUNG ZUM  
WOHLE ALLER
Wir fördern und fordern Maß-
nahmen, die Digitalisierung in 
Zeitwohlstand für alle ummün-
zen und besteuern jene, die die 
Maßnahmen zur reinen Profit-
steigerung auf Kosten der All-
gemeinheit einsetzen.
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„Das  Meine-Zeitung-Abo:  
Medienbildung statt Fake-News.“

Welchen Informationen kann man in Zeiten 
sozialer Medien noch trauen? Täglich wer-
den wir mit widersprüchlichen oder unbe-
stätigten Nachrichten überflutet. Es braucht 
qualitätsvollen und kritischen Journalismus, 
der für alle Bürger*innen kostenlos zur Ver-
fügung steht. 

Bürger*innen brauchen gute 
und verlässliche Informatio-
nen. 

DAS MEINE-ZEITUNG-ABO
 Mit einem neuen Abonne-
ment-Modell möchten wir den 
Medienstandort unterstützen 
und den Zugang zu Informa-
tion und Journalismus erleich-
tern. Vom 16. bis zum 30. Le-
bensjahr soll jeder und jedem 
Österreicher*in ein „Meine-
Zeitung-Abo“ zur Verfügung 
stehen, mit dem jährlich ein 
journalistisches Medium – sei 
es Print oder Online –  um bis 
zu 150 Euro abonniert werden 
kann. Die Kosten dieser Abos 
werden von staatlicher Seite 
beglichen.

IDEE 17 MEINE-ZEITUNG-ABO

Die rasante Verbreitung von 
Fake News ist eine der verhee-
renden Folgen der Digitalisie-
rung. Sie hat die Medienwelt 
massiv verändert. Der öster-
reichische Medienstandort 
ist in Bedrängnis geraten und 
leidet unter dem Abfluss von 
Werbegeldern in Richtung 
Google, Facebook & Co. Diese 
Entwicklung schadet der Me-
dienvielfalt in unserem Land 
und unserer Demokratie. Wir 
brauchen guten und kritischen 
Journalismus. Medien tragen 
eine besondere politische Ver-
antwortung, denn mündige 

DIE FINANZIERUNG SOLL 
DURCH EINE ZWECKWID-
MUNG DER DIGITALSTEUER 
ERFOLGEN
Das Angebot muss sich an klar 
definierten Kriterien orientie-
ren – etwa die Mitgliedschaft 
im Presserat und einen be-
stimmten Anteil  fest ange-
stellte Mitarbeiter*innen in 
einer Redaktion.

Das Meine-Zeitung-Abo soll 
die Medienförderung demo-
kratisieren: Medien werden ge-
fördert, indem die Leserschaft 
ermächtigt wird, eine selbst-
bestimmte Medienauswahl zu 
treffen.
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„ Jedes Kind  hat das Recht auf ein  
Aufwachsen ohne finanzielle Sorgen.“

Kinderarmut ist nicht hin-
nehmbar. Kinder brauchen 
Geborgenheit und Zuver-
sicht, um sich frei entwickeln 
und entfalten zu können. Mit 
der Kindergrundsicherung 
werden wir jedem Kind in 
Österreich ein Aufwachsen 
ohne finanzielle Sorgen er-
möglichen – und Kinderar-
mut endgültig beenden. 

In Österreich sind mehr als 
350.000 Kinder und Jugendli-
che armutsgefährdet. 239.000 
leben in einem Haushalt, der 
die Wohnung aus finanziellen 
Gründen nicht angemessen 
warm halten kann. Besonders 
dramatisch ist die Situation von 
Alleinerziehenden und ihren 
Kindern. Von 2020 auf 2021 
stieg die Armutsgefährdung 
bei ihnen um fünf Prozent auf 
36 Prozent. Rund 40 Prozent 
können sich die Nachmittags-
betreuung für ihre Kinder nicht 
mehr leisten. 

Die gesundheitlichen und ge-
sellschaftlichen Folgen von 
Kinderarmut kosten die Repu-
blik jedes Jahr 17 Milliarden 
Euro. Wem Kinderschicksale 
kein Herzensanliegen sind, dem 
muss zumindest das Hirn sa-
gen, dass die Abschaffung von 
Kinderarmut eine wirtschaft- 
lich sinnvolle Investition ist. 

WIR BRAUCHEN EINE  
KINDERGRUNDSICHERUNG
Wir brauchen eine Kinder-
grundsicherung. Die Volkshilfe 
hat als Vorreiterin ein Modell 
entwickelt, auf das wir auf-

IDEE 18 KINDERARMUT
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bauen. Ziel muss sein: Keine 
Angst mehr vor dem Monats-
ende, wenn sich nur noch Nu-
deln und Toast ausgehen, um 
satt zu werden. Chronische Er-
krankungen, Fehlzeiten in der 
Schule, Scham – all das würde 
wegfallen und Raum für mehr 
schöne Erlebnisse mit der Fa-
milie, Freunden und Hobbys 
schaffen.

Unser Modell soll bisher be-
stehende Leistungen, wie die 
Familienbeihilfe und den Kin-
derabsetzbetrag, zusammen-
führen und den alten Familien-
bonus Plus, aber in Zukunft für 
alle Kinder, inkludieren. So er-
halten alle Familien den Fami-
lienbonus Plus in voller Höhe. 
Das bedeutet einen Universal-
betrag, abhängig von Anzahl 
und Alter der Kinder, von min-
destens 367 Euro pro Monat 
für jedes Kind – unabhängig 
vom Einkommen der Eltern. 

Um armutsbetroffene Kinder 
zusätzlich abzusichern und ih-
nen Teilhabe in den Bereichen 
Bildung, Gesundheit, Sport 
und Kultur zu ermöglichen, er-
halten sie eine einkommensab-
hängige Zahlung in der Höhe 
von maximal 27 Prozent des 
Ausgleichzulagensrichtsatzes 
(jährlich valorisiert, derzeit 
312,1 Euro) pro Monat. 

ALLE CHANCEN FÜR ALLE 
KINDER
Mit der Kindergrundsicherung 
sollen alle Kinder unterstützt 
werden. Sie soll darüber hin-
aus insbesondere jene Familien 

Babler spendet seine 
Bezüge aus dem Bundesrat 
und ermöglicht im  
Kleinen das, was er für  
Österreich will
Noch bevor er 2023 SPÖ-Bundesvorsitzender 
wurde, zog Andi Babler in den Bundesrat ein. 
Sämtliche Nettobezüge, die er in dieser Position 
erhält, gibt er an Menschen weiter, die das Geld 
dringend brauchen: Alleine 24.000 Euro pro Jahr 
davon fließen in das Volkshilfe-Projekt „Mut 
schaffen“. Damit werden zwanzig armutsbetrof-
fene Kinder und Jugendliche mit 100 Euro pro 
Monat unterstützt. Die restlichen Bundesrats-
bezüge fließen als Spende in regionale Einrich-
tungen für Menschen mit besonderen Bedürf-
nissen und Fähigkeiten. „Es ist nur ein kleiner 
Beitrag, den ich als Privatperson leiste“, erklärt 
Andi Babler. „Es gibt zigtausende Familien mit 
Kindern in Österreich, die in Armut leben. Das 
ist eine Schande in einem reichen Land wie Ös-
terreich.“ Weit mehr als durch private Spenden 
möchte Babler durch seine politische Arbeit er-
reichen: „Unser Ziel muss sein, dass kein Kind 
in Österreich hungrig in der Schule sitzt oder in 
einer Wohnung lebt, die schimmlig und feucht 
ist. Jedes Kind hat das Recht auf ein Leben ohne 
finanzielle Sorgen.“

Foto: David Visnjic

finanziell stärken, die mit 
weniger Haushaltseinkom-
men auskommen müssen. 
Weiters braucht es den mas-
siven Ausbau kindbezogener 
Infrastruktur. Das umfasst 
insbesondere den kostenfrei-
en Anspruch auf qualitativ 
hochwertige Kinderbildung 
mit gratis Mittagessen, kos-
tenlosen Zugang zu Feri-
en- und Freizeitangeboten 
und flächen- sowie bedarfs-
deckender Versorgung mit 
ärztlichem und therapeu-
tischem Angebot. Das ge-
währleistet, dass alle Kinder 
gleichberechtigt an der Ge-
sellschaft teilhaben können 
und verhindert, dass Armut 
vererbt wird. Wir tun alles, 
damit Eltern ihrer Erwerbs-
tätigkeit nachgehen können 
und lassen kein Kind zurück. 
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Ganztägige Bildung, ein ge-
sundes Mittagessen, neue 
Unterrichtsweisen und 
Raum für Erholung und Frei-
zeit – die SPÖ zeigt dort, wo 
sie regiert, mit verschiede-
nen Leuchtturmprojekten 
vor, wie unsere Jüngsten 
optimal unterstützt und ver-
sorgt werden können. Das 
wollen wir für ganz Öster-
reich. 

Heute leiden viele Kinder schon 
in der Volksschule unter Stress. 
Der Notendruck und die Nach-
hilfe beginnen schon bei den 
kleinsten Schulkindern. Das 
fördert nicht die Leistungen 
unserer Kinder, sondern ver-
dirbt ihnen die Freude am Ler-
nen und Entdecken. Bildung ist 
der Schlüssel für ein selbststän-
diges Leben und die Schule der 
Ort dafür. Deshalb ist unsere 
Vision eine Schule ohne Druck.

Wir sehen Bildungseinrichtun-
gen und Ausbildungsstätten als 
Weltverbesserungsräume, aus-
gestattet mit Laboren, Werk-
stätten und Studierzimmern 
- offen für alle Kinder unab-
hängig von den finanziellen 
Möglichkeiten der Eltern. 

Dort, wo in Österreich die SPÖ 
als stärkste Kraft wirkt, sieht 
man bereits, was unsere Poli-
tik in der Praxis bedeutet. Mit 
beitragsfreien Kindergärten 
sind Wien, das Burgenland und 
Kärnten Vorreiter der gerech-
ten Kinderbildung. In Kärnten 
etwa sparen Eltern bis zu 4.000 
Euro pro Jahr – in Zeiten von 
Inflation und Teuerung eine 
große Erleichterung gerade für 
junge Familien. 

FÜR JEDES KIND IN ÖSTER-
REICH EIN KOSTENLOSER 
KINDERGARTENPLATZ
Die SPÖ kämpft für einen 
Rechtsanspruch auf einen Gra-
tis-Kindergartenplatz ab dem 
1. Lebensjahr – und damit ver-
bunden für weniger Schließta-
ge und längere Öffnungszeiten 
nach dem Vorbild Wiens, für 
kleinere Kindergartengruppen, 
eine Personaloffensive und 
bessere Entlohnung für Ele-
mentarpädagoginnen und -pä-
dagogen.

FÜR JEDES KIND EIN  
GESUNDES ESSEN
Die SPÖ setzt sich für ein kos-
tenloses, gesundes, warmes 
Mittagessen für alle Kindergar-
tenkinder und Schüler*innen 
im Pflichtschulalter ein. Schu-
le soll auch als Ort der Ernäh-
rungsbildung erlebt werden. 
Warum wir das wollen, hat mit 

IDEE 19 BILDUNG

„Das  Recht aller Kinder  auf  
beste Bildung und gesundes Essen.“
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unserer Vision einer gerechten 
Gesellschaft zu tun. Der Schul-
besuch ist in Österreich bereits 
kostenlos. Unter Bruno Kreisky 
wurden in den 1970er Jahren 
auch die Schulbücher öster-
reichweit kostenlos. Bildung 
ist für jedes Kind die Voraus-
setzung für die Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben und er-
spart dem Staat später Kosten. 

Das Gleiche gilt in unseren 
Augen für die Ernährung. Eine 
ausgewogene und gesunde Er-
nährung ist von zentraler Be-
deutung, damit aus Kindern 
gesunde Erwachsene werden. 
So entstehen auch später we-
niger Kosten im Gesundheits-
system. Ein gesundes Essen hat 
eine präventive Wirkung. Für 
die 43.000 Kinder, die in Öster-
reich aus finanziellen Gründen 
nicht angemessen ernährt wer-
den, ist das entscheidend für 
ihre Lebensqualität – und ihre 
Zukunft.

In sozialdemokratischen Bundesländern
ist Kinderbetreuung kostenlos.

kostenp�ichtig
gratis

Ein gesundes, warmes 
Essen für jedes Kind: Die 
Volxküchen-Initiative
Sie gilt als Leuchtturmprojekt für gesun-
des Essen und Ernährungsgerechtigkeit: die 
Volxküche Traiskirchen. Andi Babler als Bür-
germeister realisierte das Projekt gemeinsam 
mit dem Gastronomen Sepp Schellhorn. 
Mehr als 800 gesunde, warme Mahlzeiten 
werden hier täglich für die Krabbelstuben, 
Kindergärten und Schulen der Stadt frisch 
zubereitet. Die Mahlzeiten sind preislich 
nach dem Einkommen der Eltern gestaffelt 
und für finanziell schwächer gestellte Haus-
halte kostenfrei. In der Volxküche werden 
Schülerinnen und Schüler in Workshops 
auch mit der Zubereitung gesunder Lebens-
mittel vertraut gemacht. Das Konzept bietet 
Ernährungssicherheit und -bildung, schafft 
Arbeitsplätze – und lässt sich österreichweit 
umsetzen. 

Ein echter Neustart für die Bil-
dung braucht natürlich noch 
mehr Maßnahmen. Der kos-
tenfreie Bildungsweg für alle 
soll den Anfang eines Prozes-
ses markieren, der Österreichs 
Kinder auf eine Welt vorberei-
tet, die sie selbst vermessen, 
erforschen – und verbessern 
können. 
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Tierschutz ist den Österreicher*innen wichtig. Wir sind da-
von überzeugt, dass ein hohes Maß an Tierwohl nicht nur 
dem gesellschaftlichen Wandel entspricht, der Tiere als 
fühlende Wesen begreift, sondern auch eine große Chan-
ce für die landwirtschaftlichen Betriebe in Österreich sein 
kann. Wertschätzung für Bäuer*innen bedeutet für uns, sie 
dabei zu unterstützen, hohe Tierschutzstandards zu reali-
sieren.

IDEE 20 TIERWOHL

„Wir waren die Bio-Pioniere Europas.  
Jetzt wollen wir auch  Tierwohl-Pioniere werden.“

Drei Bausteine dienen dem 
Umbau Österreichs zum Tier-
wohl-Musterland:

HÖHERE STANDARDS IM 
TIERSCHUTZ 
Förderung von Produkten mit 
hohen Tierschutzstandards. 
Bäuerinnen und Bauern sol-
len dabei unterstützt werden, 
die neuen Auflagen erfüllen 
zu können. Insbesondere klei-
ne Landwirtschaften müssen 
besser gefördert werden, damit 
sie gegen große Agrarbetriebe 
eine Chance haben. Außerdem 
sollen öffentliche Kantinen, 
Schulen und Horte Koopera-
tionen mit regionalen Bioland-
wirtschaftsbetrieben als Zulie-
ferer schließen.
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Bauer Grünzweil: 
„Babler gefällt 
mir! Er schaut  
darauf, dass  
auch die kleinen  
Bauern leben  
können.“
Der Biobauer Ewald Grünzweil 
aus dem Mühlviertel war 2004 
Gründungsobmann der IG-
Milch, eines Zusammenschlus-
ses von Bauern gegen die Mol-
kereiwirtschaft, die Raiffeisen 
und die Landwirtschaftspolitik 
der ÖVP. Vier Bauern müssen 
täglich ihre Höfe zusperren, 
kritisiert Grünzweil. Da laufe 
etwas schief. "Ich habe mich 
eigentlich schon damit abge-
funden, den Betrieb langsam 
auslaufen zu lassen. Aber jetzt 
wollen ihn die Kinder doch 
weiterführen. Und das veran-
lasst mich, mich politisch an 
der Seite von Andi Babler zu 
engagieren, damit es kleinen 
Bauern besser geht." 

PRODUKTKENNZEICHNUNG 
SOFORT
Außerdem soll mit sofortiger 
Wirkung die Art der Tierhal-
tung am Produkt gekennzeich-
net werden. Dabei ist zentral, 
dass eine höhere Stufe einer 
tatsächlich besseren Haltung 
entspricht und sich nicht nur 
Minimalverbesserungen da-
hinter verbergen.

VERBOT VON UNNÖTIG  
LANGEN LEBENDTIER- 
TRANSPORTEN INS AUSLAND
Wir haben schon einmal ge-
sehen, dass mehr Tierwohl zu 
Erfolg führt: Das Verbot der 
Käfighaltung bei Hühnern hat 
bewiesen, dass bessere Hal-
tungsbedingungen mit wirt-
schaftlichem Erfolg einher-
gehen. Auch die Befürchtung, 
dass Österreich von Billig-
importen aus Ländern mit 
niedrigeren Standards über-

Foto: Clemens Schmiedbauer
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schwemmt würde, bewahr-
heitete sich nicht. Wir müssen 
weiter daran arbeiten, Tierleid 
zu verhindern. Heute wer-
den Rinder und Schweine oft-
mals viele hundert Kilometer 
Transport in LKW ausgesetzt. 
Dieses unnötige Leid muss ge-
stoppt werden. Wir brauchen 
ein Verbot von unnötig lan-
gen Lebendtiertransporten. 
So wird Österreich zum Tier-
wohlmusterland. Tiergerechte 
Standards und eine lückenlose 
Kennzeichnung der Haltungs-
methode sind die Vorausset-
zung, dass Österreich zum 
Tierwohlmusterland wird.
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PROJEKT XX ÖFFENTLICHER VERKEHR

Ein starker öffentlicher Verkehr 
im Besitz der Republik garan-
tiert pulsierendes Leben – und 
gewinnt in einer Zeit wieder 
an Bedeutung, in der wir mög-
lichst klimaschützend in ganz 
Europa unterwegs sein wollen.

Das österreichische Bahnnetz 
verlief noch 1970 über 6.841 Ki-
lometer. Das war fast ein Meter 
Bahnstrecke pro Kopf. Trotz 
eines Bevölkerungswachstums 
von fast 2 Mio. Menschen sind 
es heute nur noch knapp 5.575 
Kilometer – ein knapper halber 
Meter pro Einwohner*in und 
insgesamt um 1.266 Kilometer 
weniger.

ANSCHLUSS AN EUROPA
Der erneute Ausbau des öf-
fentlichen Verkehrs kostet Mil-
liarden. Es ist deshalb wichtig, 
genau zu überlegen, wo und 
wie wir ausbauen wollen. Ein 
vernünftiger Ansatz ist zu sa-
gen, dass bis 2030 jede Bezirks-
hauptstadt des Landes an ein 
höherrangiges Eisenbahnnetz 
oder eine Schnellbuslinie ange-
schlossen sein soll. 

Dieser Plan dient auch als Ver-
bindungsstück zum „Master-
plan zur Belebung des ländli-
chen Raums“, den die SPÖ im 
November 2023 vorstellte. Gilt 
es doch, nicht nur die ländli-
chen Regionen mit den nötigen 
Strukturen für ein funktionie-
rendes Arbeits- und Familien-
leben auszustatten, sondern 
den Menschen auch den An-
schluss an das ganze Land und 
Europa zu ermöglichen. 

FREIE FAHRT FÜR DIE  
JUGEND! 
Kinder und Jugendliche sollen 
ein Recht auf Mobilität bekom-
men. Und zwar in Form eines 
kostenlosen Zugangs zu öf-
fentlichen Verkehrsmitteln, in 
Bus und Bahn, nah und fern im 
ganzen Land. Deshalb wollen 
wir: freie Fahrt für junge Men-
schen bis 18 Jahre! Und weil 
aus Öffi-fahrenden Kindern 
und Jugendlichen später Öffi-
fahrende Erwachsene werden 
können, öffnen wir ihnen da-
mit nicht nur die Tore zur Welt, 
sondern leisten einen Beitrag 
zur Reduktion der Emissionen.

Die öffentlichen Verkehrsverbindungen ge-
hören zu den Lebensadern unseres Landes. Sie 
verbinden Orte und Menschen und verbessern 
die CO2-Bilanz. Junge Menschen sollen durch 

Gratis-Tickets die Öffi-Fahrer*innen  
der Zukunft sein. 

„Wir haben heute um  
1.266 km  weniger  

 Schiene als 1970 - diesen 
Trend müssen wir endlich 

umkehren!“

IDEE 21 ÖFFENTLICHER VERKEHR

Die öffentlichen Verkehrsverbindungen ge-
hören zu den Lebensadern unseres Landes. Sie 
verbinden Orte und Menschen und verbessern 
die CO2-Bilanz. Junge Menschen sollen durch 

Gratis-Tickets die Öffi-Fahrer*innen  
der Zukunft sein. 

„Wir haben heute um  
1.266 km  weniger  

 Schiene als 1970 - diesen 
Trend müssen wir endlich 

umkehren!“
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Forscher*innen warnen seit 
Jahren vor dem Überschreiten 
von Kipppunkten. Wenn wir 
jetzt nichts tun, können wir in 
einigen Jahren nicht mehr ge-
gensteuern. Denn wenn Tierar-
ten wie der Eisvogel einmal weg 
sind, kommen sie nicht wieder. 
Wenn wir jetzt den richtigen 
Weg einschlagen, erhalten wir 
unsere Heimat – unsere Glet-
scher, Seen und Wälder –, 
werden Spitzenreiter bei neu-
en Technologien und schaffen 
gute, sinnvolle Arbeitsplätze. 
Wir haben fantastische Fach-
arbeiter*innen und gute Stand-
ortbedingungen. Das ist ein 
immenser Startvorteil. Aber 
wir müssen jetzt loslegen, sonst 
verlieren wir den Anschluss an 
die Zukunft.

ÖSTERREICH BRAUCHT  
EINE TRANSFORMATIONS-
STRATEGIE
Die Republik muss sich selbst 
als Gestalterin definieren, die 
an morgen und übermorgen 
denkt, im Sinne der Bürger*in-
nen – und allen, die nach uns 
kommen. Den dringend nö-
tigen ökosozialen Transfor-
mationsprozess müssen wir 
durch die strategische Bereit-
stellung von Infrastruktur und 
Geld sicherstellen. Bis zu fünf 
Milliarden Euro jährlich kostet 
Österreich das Nicht-Handeln 
im Kampf gegen die Klimakri-
se, sagt das Klimaschutzminis-
terium. Bis 2028 liegen wir bei 
20 Milliarden. Es sei denn, wir 
denken um.

Ein Teil dieser Transformati-
onsstrategie ist auch die Frage, 

IDEE 22 KLIMA

„Wir wollen  grüne Technologie. 
Made in Austria.“
Die Klimakrise ist längst in Österreich ange-
kommen, das zeigen Überschwemmungen, 
Dürren und Waldbrände. Der Klimawandel ist 
bittere Realität. Unsere Wirtschaft wird also 
eine sozial-ökologische Wende vollziehen 
müssen – die Frage ist nur: Gestalten wir die-
se Wende oder schlittern wir ins Ungewisse? 
Die SPÖ will diese Wende gestalten. Wir wol-
len bei den großen Hebeln ansetzen – mit ei-
ner öffentlichen Förderstrategie samt staat-
lichen Beteiligungen.
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in welchem Ausmaß staatliche 
Gelder in Form von Zuschüs-
sen, Garantien oder eben auch 
Beteiligungen vergeben wer-
den. Die Vergabe öffentlicher 
Mittel für die Transformation 
muss grundsätzlich an sozia-
le Kriterien geknüpft sein, wie 
eine Standort- und Beschäfti-
gungsstrategie, Vorhandensein 
eines Betriebsrates, Einhaltung 
sozial- und arbeitsrechtlicher 
Standards, qualitätsgesicherte 
Lehrausbildung, Erfüllung von 
Lehrausbildungsquoten, Aus-
bildungs- und Umschulungs-
offensiven im Betrieb.

KLIMA- UND TRANS- 
FORMATIONSFÖRDERUNG 
UNTER EINEM DACH
Wir wollen einen Transfor-
mationsfonds in Höhe von 20 
Milliarden Euro. Das Manage-
ment des Transformations-
fonds soll an die Österreichi-
sche Beteiligungs AG (ÖBAG) 
übertragen werden, die bereits 
jetzt – neben der Sicherung des 
Wirtschafts- und Forschungs-
standortes – den Auftrag zur 
Wertsteigerung der Beteili-
gungsgesellschaften hat. Wir 
nützen also vorhandene Struk-
turen, um staatliche Aufgaben 
effizienter zu gestalten. Die 
Einnahmen und Erträge fließen 
in den Fonds zurück und wer-
den reinvestiert. Mittelfristig 
wollen wir die ÖBAG zu einer 
staatlichen Beteiligungs- und 
Energiewendeholding aus-
bauen und damit Klima- und 
Transformationsförderungen 
unter einem Dach organisieren.

Eine Bundesregierung 
im Blindflug

Die Abwicklung von Förderungen für Unternehmen im 
Bereich Energiewende läuft zur Zeit über drei verschie-
dene Ministerien. Das ist ineffizient und lässt keinen 
klaren Gesamtblick zu. So passiert es, dass in Österreich 
die Dekarbonisierung von Betrieben gefördert wird, die 
womöglich Produkte erzeugen, die wir in zehn Jahren 
kaum noch brauchen werden. In der EU entstehen der-
zeit rund 40 Werke für E-Batterien von Autos. Mindes-
tens zehn davon entstehen in Deutschland, in Österreich 
– keines. Die jetzige Regierung hat im Jahr 2019 eine In-
dustriestrategie versprochen, aber bis heute nicht vorge-
legt. Wir sind im Blindflug unterwegs. So werden wir die 
ökosoziale Wende nicht schaffen.

VON DER FÖRDERUNG ZUR 
BETEILIGUNG NACH DEM 
VORBILD DES DEUTSCHEN 
DEEPTECH & CLIMATE 
FONDS
Wenn die öffentliche Hand 
Milliarden Steuergelder in neue 
Technologien steckt, dann nur 
zu klaren Bedingungen – und 
zum Vorteil der Steuerzah-
ler*innen. Die SPÖ will deshalb 
die bestehenden Förderungen 
für Start-ups im gesamten Be-
reich der Klima- und Energie-
wende sowie der Transforma-
tion der Wirtschaft auf das 
deutsche Beteiligungsmodell 
umstellen, nach dem Vorbild 
des deutschen DeepTech & 

Climate Fonds. Über diesen 
Fonds beteiligt sich Deutsch-
land direkt am Eigenkapital der 
Unternehmen, zu den gleichen 
Konditionen wie private In-
vestor*innen. Der Fonds strebt 
dabei immer einen Anteil von 
unter 25 Prozent an.
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„ Unser Wasser  ist ein großer Schatz.  
Wir müssen es schützen – vor den Folgen  

der Erderhitzung und vor der Übernutzung.“

Wasser wird die wesentliche Ressource der 
Zukunft sein. Es ist Aufgabe des Staates, da-
für zu sorgen, dass die Trinkwasserversor-
gung gesichert ist und Nutzungskonflikte 
verhindert werden.

Österreichs Reichtum an sau-
berem Trinkwasser und Seen 
gehört zu den größten Schät-
zen unseres Landes. Doch auch 
bei uns macht sich die Erd-
erhitzung bereits durch weni-
ger Niederschläge und einen 
höheren Bewässerungsbedarf 
bemerkbar. Die Gletscher 
schmelzen. Das Bild vom aus-
getrockneten Zicksee aus dem 
vergangenen Sommer bleibt 
ebenso im Gedächtnis wie 
der durch Dürren verursach-
te Schaden von 170 Millionen 
Euro in der Landwirtschaft.

Die Versorgung der Bevölke-
rung mit sauberem Trinkwas-
ser ist vorrangig und muss ein 
öffentliches Gut bleiben. Selten 
zeigt sich die Notwendigkeit 
des Schutzes unseres Wohl-
fahrtsstaates so deutlich wie in 
der Frage, wie wir unsere Was-
serversorgung schützen – vor 
den Auswirkungen der Erd-
erhitzung ebenso wie vor der 
Profitgier privater Investoren.

EIN HANDLUNGSSTARKER 
STAAT, DER DIE WASSER-
WENDE BEGLEITET
Alle verfügbaren wissenschaft-
lichen Szenarien weisen auf 
einen sich verschärfenden 
Konflikt bei der Trinkwasser-
nutzung hin. Wir brauchen 
eine umfassende Wasserstra-
tegie für Österreich, um unsere 
Wasserversorgung zu sichern. 

WIR BRAUCHEN EINE
WASSERSTRATEGIE
Aufgrund der voranschreiten-
den Klimakrise steigt in der 
Landwirtschaft der Bedarf an 
Bewässerung. Wir brauchen 
eine Wasserstrategie, die si-
cherstellt, dass wir 2050 ge-
nügend Wasser haben – ge-
nug Trinkwasser und genug 
Wasser, um Feldfrüchte zu be-
wässern. Damit es in Gebieten 
mit begrenzten Trinkwasser-
ressourcen zu keinen Nut-
zungskonflikten kommt. Um 
diese Strategie zu entwickeln, 
brauchen wir mehr Daten über 
den tatsächlichen Verbrauch in 
Industrie, Gewerbe und Land-
wirtschaft. 

IDEE 23 UNSER WASSER
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DRINGENDER FÖRDER- 
BEDARF BEI DER SANIERUNG 
DER WASSERLEITUNGEN
Die heimischen Wasserlei-
tungen sind in die Jahre ge-
kommen. In den Gemeinden 
herrscht ein immenser För-
derbedarf an Investitionen zur 
Aufrechterhaltung und Erneu-
erung der überwiegend öffent-
lichen Trinkwasserversorgung 
und Abwasserentsorgung. Der 
Rechnungshof ging 2020 von 
einer Verdreifachung des In-
vestitionsbedarfs bis zum Jahr 
2030 aus, sodass allein für die 
Trinkwasserversorgung knapp 
600 Millionen Euro pro Jahr 
benötigt werden. Dem steht 
das viel zu geringe Förder-

Warnung vor  
Grundwassermangel

Der jährliche Wasserverbrauch in Österreich 
liegt derzeit bei rund 753 Millionen Kubikme-
tern Wasser. Bis 2050 kann sich dieser durch 
das Bevölkerungswachstum und Veränderun-
gen des Klimas auf bis zu 850 Millionen Kubik-
meter erhöhen. In einzelnen Gemeinden wird 
der Bedarf um bis zu 50 Prozent steigen. Wie 
sieht es angesichts dieser Prognose mit unse-
rem Grundwasser aus? 

Eine Studie des Umweltbundesamtes ergab, 
dass die verfügbaren Grundwasserressourcen 
unseres Landes von derzeit 5,1 Milliarden auf 
3,9 Milliarden Kubikmeter zu schwinden dro-
hen – das bedeutet eine Verringerung um 23 
Prozent. Zugleich werden wir um bis zu 16 
Prozent mehr Grundwasser verbrauchen als 
heute. Industrie und Gewerbe sind laut Schät-
zungen mit etwa 2.210 Millionen Kubikmeter 
pro Jahr mit Abstand der Wirtschaftssektor 

mit der größten Wasserentnahme. Rund 330 
Millionen Kubikmeter davon werden aus dem 
Grundwasser entnommen. In der Landwirt-
schaft kann sich der Wasserbedarf für die Be-
wässerung bis 2050 annähernd verdoppeln. 
Wir müssen daher heute zu planen beginnen, 
damit es zu keinen Nutzungskonflikten mit 
der Trinkwasserversorgung kommt.

budget des Bundes gegenüber: 
Im Jahr 2022 gab es für die 
Wasserversorgung und -ent-
sorgung 80 Millionen, im Jahr 
2023 immerhin 130 Millionen, 
von 2024 bis 2028 sind es 100 
Millionen Euro pro Jahr. Die 
SPÖ fordert daher die Verdop-
pelung der aktuellen Förder-
mittel – damit die Gemeinden 
und Wasserverbände die nöti-
gen Investitionen tätigen kön-
nen.

EU-TRINKWASSERRICHT- 
LINIE ENDLICH UMSETZEN
Es ist Zeit, das Thema Wasser-
versorgung endlich ernst zu 
nehmen. Wie wenig die jetzige 
Regierung das Thema küm-

mert, zeigt sich am Umgang 
mit einer EU-Richtlinie aus 
dem Jahr 2020: Mit öffentlichen 
Wasserspendern und kosten-
losem Leitungswasser in Res-
taurants sollte bundesweit der 
freie Zugang zu Trinkwasser 
verbessert werden – angesichts 
zunehmender Hitzeperioden 
eine wichtige gesundheitspoli-
tische Maßnahme. Die Richt-
linie sollte innerhalb von zwei 
Jahren umgesetzt werden. Im 
Dezember 2022 kündigte der 
zuständige Konsumenten-
schutzminister an, dass es im 
ersten Halbjahr 2023 so weit 
sein würde. Die Richtlinie 
wartet bis heute auf ihre öster-
reichweite Umsetzung.

„ Unser Wasser  ist ein großer Schatz.  
Wir müssen es schützen – vor den Folgen  

der Erderhitzung und vor der Übernutzung.“

vFoto: David Visnjic
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Die Österreicher*innen zah-
len Monat für Monat ihre 
Steuern. Sie haben sich ver-
dient, dass damit ihr Leben 
verbessert wird und dieses 
Steuergeld nicht für Millio-
nen-Geschenke für Konzer-
ne und aufgeblasene Re-
gierungs-PR verschwendet 
wird. Sie haben sich auch 
verdient, dass alle ihren fai-
ren Beitrag zahlen und nie-
mand sich vor seiner Verant-
wortung drücken kann – egal 
wie reich oder einflussreich 
jemand ist. So werden wir 
dafür sorgen, dass 98 Pro-
zent der Österreicher*innen 
weniger Steuern zahlen wer-
den.

In kaum einem anderen EU-
Land sind die Steuern auf Ar-
beit so hoch wie in Österreich. 
Gleichzeitig ist Österreich ein 
Steuerparadies für Multimil-
lionäre. Das sagt nicht die SPÖ, 
das sagen Statistiken – von der 
OECD bis zur EU-Kommis-
sion. OXFAM, ein internatio-
naler Verbund verschiedener 
Hilfs- und Entwicklungsorga-
nisationen, hat berechnet, dass 
eine ganz normale Familie in 
Österreich mehr Steuern zahlt 
als Millionäre. Natürlich ist es 
einfacher, die Steuer automa-
tisch vom Lohnzettel abzuzie-
hen und sich nicht die Frage zu 
stellen, wie Millionenvermögen 
einen gerechten Beitrag leisten 
können. Es ist aber herz- und 
respektlos gegenüber den 
Arbeitnehmer*innen, die zu 
einem erheblichen Anteil unse-
ren Wohlstand in Österreich 
erwirtschaften. 80 Prozent des 
Steueraufkommens kommt aus 

„Steuer- und Budgetpolitik mit Herz und Hirn —
  Gerechtigkeit und Sparsamkeit  gehen  

Hand in Hand.“

IDEE 24 GERECHTIGKEIT
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der Besteuerung von Arbeit und 
Konsum. Das werden wir ändern. 

MIT MILLIONÄRSSTEUERN DIE 
STEUERN AUF ARBEIT SENKEN 
UND GESUNDHEIT UND PFLEGE 
GARANTIEREN
Unter einer SPÖ-geführten Re-
gierung soll der Steuerbeitrag 
der Arbeitseinkommen spürbar 
sinken, jener von Millionenver-
mögen gleichzeitig steigen. Wir 
wollen die österreichische Abga-
benstruktur an den internationa-
len Standard heranführen. 

Unsere Millionärssteuer betrifft 
ausschließlich Nettovermögen, 
die über 1 Mio. Euro liegen. Zu-
sätzlich zu diesem Freibetrag ist 
auch das selbst bewohnte Eigen-
heim (bis zu einer Luxusgrenze 
von 1,5 Mio. Euro) ausgenom-
men. Das bedeutet: Jemand mit 
einem Eigenheim im Wert von 
1,4 Mio. Euro und einem sonsti-
gen Vermögen von 1 Mio. Euro 
zahlt keinen Cent Millionärs-
steuer. Diese Abgabe trifft aus-
schließlich einige zehntausende 
Multimillionäre in Österreich, die 
aber rund die Hälfte des gesamten 
Vermögens besitzen und in kaum 
einem anderen Land der EU we-
niger Steuern zahlen als in Öster-
reich. Dasselbe Prinzip gilt bei 
der Erbschafts- und Schenkungs-
steuer. Auch hier werden wir aus-
schließlich Millionen-Erbschaften 
besteuern und das Eigenheim, 
das an die/den Lebensgefährt*in 
oder die Kinder weitergegeben 
wird, bleibt zusätzlich komplett 
steuerfrei. Wir besteuern keine 
Häuslbauer, wir verlangen einen 
gerechten Beitrag von Multimil-
lionären in Österreich. 

Mit einer Millionärsabgabe 
nach dem Vorbild der Schweiz 
und einer Steuer auf Mil-
lionenerbschaften nach dem 
deutschen Modell, bei der das 
Betriebsvermögen vererbter 
Unternehmen weitestgehend 
verschont bleibt, können wir 
die Steuern auf Arbeit senken 
und gleichzeitig unser Gesund-
heitssystem wieder aufrichten 
und Pflege für alle garantieren. 

STEUERSCHLUPFLÖCHER 
SCHLIESSEN 
Große Unternehmen geben 
viel Geld für Steuerberatung 
aus, die es ihnen ermöglicht, 
Steuern legal zu umgehen. 
Wussten Sie, dass René Benko 
im Vergleich zu den meisten 
anderen Menschen für seine 
Grundstücksdeals in Öster-
reich vermutlich keine oder 
nur einen Bruchteil der Grund-
erwerbsteuer zahlt? Er macht 
das leider ganz legal. Wenn 
Grundstücke nicht direkt, son-
dern – wie bei Benko – über 
Immobiliengesellschaften bei 
richtiger Gestaltung ge- und 
verkauft werden, fällt keine 
Grunderwerbsteuer an. Benko 
hat sich so im Vergleich zu al-
len anderen Menschen in Ös-
terreich, die ein Haus oder eine 
Wohnung erwerben, Millionen 
Euro an Grunderwerbsteuer 
sparen können. In Deutschland 
ist das nicht so leicht möglich, 
weil die deutsche Regierung 
solche Umgehungen erschwert 
hat. 

Benko kaufte Immobilien im 
Wert von 500 Mio. Euro –  

wie hoch war die  
Grunderwerbsteuer? 

Österreich Deutschland

Steuer

0 – 2,5 Mio. € 17,5 Mio. €

Steuersatz

0 bis 0,5 % 3,5 %

Wir werden Steuerschlupflö-
cher für Multimillionäre kon-
sequent schließen – so wie das 
andere Länder auch machen. 

GEWINNVERSCHIEBUNG 
UNTERBINDEN
Auf OECD-Ebene wurde eine 
weltweite Mindeststeuer für 
Unternehmen von 15 Prozent 
festgelegt. Das große Problem 
der Gewinnverschiebungen 
ist damit aber noch nicht ge-
löst. Österreich selbst ist unter 
SPÖ-geführten Regierungen 
Gewinnverschiebungen mit 
einem Abzugsverbot von Be-
triebsausgaben begegnet. Die-
ses Abzugsverbot greift derzeit 
aber nur, wenn in Ländern der 
entsprechende Gewinn mit 
weniger als 12,5 Prozent be-
steuert wird. Die Schwelle, ab 
der diese Schranke greift, ist 
in einem ersten Schritt auf 15 
Prozent zu erhöhen. 

Auf EU-Ebene muss sich Öster-
reich an die Spitze jener Länder 
stellen, die Steuerkooperation, 
Informationsaustausch und 
effektive Maßnahmen gegen 
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Gewinnverschiebungen unter-
stützen. Die Zeit, in der man 
sich mit Ländern verbündet, 
die gegen Transparenz für 
Großkonzerne sind und dem 
„Steuerwettbewerb“ das Wort 
reden, muss endlich vorbei 
sein. 

KEINE TOLERANZ FÜR  
STEUERBETRÜGER
Die Regierung Kurz-Kickl hat 
seit 2017 die Finanzverwaltung 
– insbesondere bei der Be-
kämpfung der Steuerhinterzie-
hung – strukturell geschwächt. 
Eine BMF-Task-Force, die sich 
besonders mit der Frage, ob 
die Superreichen in Österreich 
auch tatsächlich ihre Steuern 
– wie vom Gesetz vorgese-
hen – zahlen oder nicht, hat 
die schwarz-blaue Regierung 
kurzerhand auf Eis gelegt. Die 
SPÖ wird diese Task-Force 
wieder einsetzen und die Zahl 
der Beamten in der Finanzver-
waltung und Betrugsbekämp-
fung erhöhen. In den letzten 20 
Jahren hat es bei 70 Prozent der 
Privatstiftungen keine einzige 
Steuerprüfung gegeben. Wir 
wollen die bestehenden Steu-
ern effizienter einheben. Nicht 
nur, um Spielraum im Budget 
zu schaffen, sondern auch um 
den vielen steuerehrlichen Bür-
gerinnen und Bürgern gerecht 
zu werden. Dazu müssen wir 
unser Steuerrecht einfacher 
und weniger gestaltungsanfäl-
lig machen, die Finanzverwal-
tung personell stärken und die 
Betrugsbekämpfung effektiver 
gestalten. Eine zusätzliche Stel-
le in der Großbetriebsprüfung 
spielt laut Rechnungshof rund 

2,2 Mio. Euro ins Budget und 
bringt damit mehr als 30-mal 
soviel, wie sie kostet. 

KONZERNSTEUERSENKUNG 
VON KURZ UND KICKL 
Trotz steigender Gewinne der 
großen Unternehmen – insbe-
sondere bei Banken und Ener-
giekonzernen – haben Kurz 
und Kickl schon 2017 festge-
legt, dass die Körperschaft-
steuer von 25 Prozent auf 23 
Prozent sinken soll. Der Steu-
ersatz von 23 Prozent wurde 
nun im Jahr 2024 erreicht. Da-
durch fehlt im Budget jährlich 
1 Mrd. Euro. 80 Prozent dieser 
Steuersenkung stecken nur 5 
Prozent der bestverdienen-
den Kapitalgesellschaften ein. 
Die Banken haben 2023 einen 
Rekordgewinn von 14,1 Mrd. 
Euro geschrieben – Kickl und 

Kurz haben mit ihrer Körper-
schaftsteuersenkung als Dank 
den Banken nochmal 100 Mio. 
Euro aus dem Steuertopf gege-
ben. Die sinnlose Maßnahme 
der Körperschaftsteuersen-
kung, die wie die Praxis zeigt, 
auch anders als behauptet, kei-
ne Investitionen antreibt, will 
die SPÖ rückgängig machen. 

UMWIDMUNGSGEWINNE  
BESTEUERN 
Die Wertsteigerungen bei Um-
widmung von Grundstücken 
sind praktisch ausschließlich 
durch einen hoheitlichen Akt 
begründbar. Es ist daher in-
akzeptabel, dass bei einem 
solchen Vorgang der Um-
widmungsgewinn privatisiert 
wird. Schließlich entsteht die-
ser Gewinn nur aufgrund der 
Widmung und hat nichts mit 

Foto: David Visnjic
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Leistung zu tun. Diese Um-
widmungsgewinne sollen in 
Zukunft daher mit 90 Prozent 
abgeschöpft werden. 

ZUERST: ÜBERGEWINNE BE-
STEUERN; DANACH: ÜBER-
GEWINNE NICHT MEHR 
ZULASSEN
Eine Bundesregierung, die 
nur zuschaut, darf sich nicht 
wundern, wenn mitten in der 
Teuerungskrise plötzlich gro-
ße Krisengewinner auftauchen. 
Zwei Bereiche stechen dabei 
besonders hervor: der Energie-
sektor sowie die Banken. Die 
Banken haben variable Kredi-
te vergeben. Als die Leitzinsen 
stiegen, haben sie die Sparzin-
sen nur äußerst zögerlich an-
gehoben, die Kreditzinsen je-
doch schon. Das Ergebnis: Die 
Zinsüberschüsse sind explo-
diert. Die Banken konnten im 
Vergleich zu normalen Jahren 
ihren Gewinn 2022 und 2023 
fast verdoppeln. Mehr als 11 
Mrd. Euro betragen die Über-

gewinne alleine in den Jahren 
2022 und 2023 im Bankensek-
tor. Im Energie- und Mineralöl-
sektor lagen die Übergewinne 
bei über 5 Mrd. Euro – alleine 
bei OMV und Verbund. Diese 
Krisengewinne sind zumin-
dest zu einem Drittel mit einer 
befristeten Sonderabgabe in 
den kommenden Jahren abzu-
schöpfen. Gleichzeitig werden 
wir durch geeignete Maßnah-
men dafür sorgen, dass in Zu-
kunft – auch in Krisenzeiten – 
solche Übergewinne gar nicht 
erst entstehen. 

DAS BABLER-VERSPRECHEN
Wenn wir die Chance bekom-
men, unser Steuerkonzept um-
zusetzen, werden 98 Prozent 
der Menschen in Österreich 
weniger Steuern zahlen. Mil-
lionenvermögen und Millio-
nenerbschaften werden einen 
gerechten Beitrag leisten. Das 
selbst bewohnte Eigenheim 
wird dabei niemals angetastet 
werden – das garantieren wir. 

WEITERDENKEN: DAS  
BUDGET AUF WACHSTUM 
UND BESCHÄFTIGUNG  
AUSRICHTEN
Häufig wird gefragt: „Was kos-
tet das eigentlich?“ Wir zeigen 
nicht nur, was es kostet, son-
dern auch, was unsere For-
derungen langfristig bringen. 
Denn sichere Beschäftigung, 
gute Arbeitsplätze und Maß-
nahmen gegen Arbeitslosigkeit 
sind für gesunde Staatsfinan-
zen gar nicht hoch genug ein-
zuschätzen. 

50.000 zusätzliche Beschäftigte 
und 50.000 weniger Arbeitslo-
se  verbessern die Budgetbilanz 
um rund 1,5 Mrd. Euro.  Die 
Weiter- und Höherqualifizie-
rung von Beschäftigten erhöht 
die Löhne, der Ausbau von Kin-
derbetreuungseinrichtungen 
und Ganztagsschulen ermög-
licht es Frauen, Vollzeit zu ar-
beiten. Investitionen in Gebäu-
dedämmung und öffentliche 
Infrastruktur helfen nicht nur 
dem Klima, sondern auch dem 
Budget. Die Beschäftigungs-
garantie verbessert mittelfris-
tig die Budgetbilanz. Wenn es 
uns gelingt, nur 30 Prozent der 
Langzeitbeschäftigungslosen 
wieder in den Arbeitsmarkt zu 
bringen, sparen wir uns rund 
750 Mio. Euro jährlich. Im Pi-
lotprojekt in Gramatneusiedl 
haben 50 Prozent der Betrof-
fenen wieder einen Job in der 
Privatwirtschaft gefunden.
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QUALIFIZIERUNG VON 
ARBEITSSUCHENDEN VOR 
ZUGZUG AUS DRITTSTAATEN 
So verständlich der kurzfristige 
Ruf nach Fachkräften aus dem 
Ausland ist. Ein pragmatisches 
Umdenken in der Arbeits-
marktpolitik muss auch be-
deuten: Qualifizierung vor Zu-
zug. Das bedeutet: Wir müssen 
mehr Geld in die Hand neh-
men für die Weiterqualifizie-
rung von Menschen, die schon 
in Österreich auf Arbeitssuche 
und beim AMS gemeldet sind. 
Wir wollen nicht, dass der Pool 
an Langzeitarbeitslosen mit je-
dem Konjunkturknick immer 
größer wird. Das hilft weder 
der Gesellschaft noch dem 
Budget. 

COFAG-WAHNSINN 
NICHT WIEDERHOLEN - MIT  
STEUERGELD UMSICHTIGER 
UMGEHEN
Während der Corona-Krise hat 
Österreich – gemessen an der 
Einwohner*innenzahl – dop-
pelt so viel Geld an Unterneh-
men verteilt  wie Deutschland. 
Statt 15 Mrd. Euro hätten es 7 
Mrd. Euro auch getan. 8 Mrd. 
Euro wurden also sinnlos ver-
brannt. Damit könnte man 
fast zweimal den Semmering-
basistunnel bauen. Während 
der Teuerungskrise floß der 
Energiekostenzuschuss zu 99 
Prozent an Unternehmen, die 
Gewinne gemacht und die 
Preise längst erhöht hatten. 
Auch hier wurden Milliarden 
ohne preisdämpfende Wirkung 
verteilt. Beim AUA-Deal hat 

die Regierung 150 Mio. Euro 
Steuergeld verschenkt, wäh-
rend sich die Deutschen an 
der Lufthansa beteiligt haben 
und mit einem Gewinn für die 
Steuerzahler*innen von mehr 
als 700 Mio. Euro ausgestiegen 
sind. Aus diesen Fehlern sollte 
man lernen. Die Förderpolitik 
muss evaluiert und wo nötig 
effektiver gestaltet werden. 
In Zukunft sollte dort, wo es 
möglich und sinnvoll ist, das 
Instrument von staatlichen 
Minderheitsbeteiligungen statt 
nicht-rückzahlbaren Zuschüs-
sen stärker eingesetzt werden 
– etwa durch die Einführung 
des deutschen Modells bei 
Start-ups im Bereich der Ener-
giewende. In diese Richtung 
denkt auch die Wettbewerbs-
kommissarin der Europäischen 
Kommission. Sie hat schon im 
Jahr 2023 Firmenbeteiligungen 
der öffentlichen Hand im Rah-
men von Förderprogrammen 
von „CleanTech“ vorgeschla-
gen, um den Steuerzahler*in-
nen „die Chance zu geben, vom 
Wachstum der Unternehmen 
zu profitieren“. 

SOCIAL MEDIA-STÄBE UND 
KABINETTE VON MINISTERI-
EN WIEDER NORMALISIEREN
Parlamentarische Anfragen 
haben gezeigt, die Kosten von 
Regierungsbüros und Minis-
terstäben sind von 2017 (Kern/
Mitterlehner) bis 2023 (Ne-
hammer/Kogler) um rund 50 
Prozent gestiegen. Die Zahl von 
Kabinettsmitarbeiter*innen ist 
von 163 (Kern/Mitterlehner) 
auf 239 (Nehammer/Kogler) 
gestiegen. Wir werden sowohl Foto: David Visnjic
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Köpfe als auch Kosten auf ein 
vernünftiges Ausmaß reduzie-
ren. Eine Regierung muss nicht 
mehr PR-Mitarbeiter*innen 
haben als Innenpolitik-Journa-
list*innen in Zeitungsredaktio-
nen arbeiten. 

GEZIELTE MARKT- UND 
PREISEINGRIFFE STATT EIN-
MALZAHLUNGEN 
Schlaue Budgetpolitik greift 
zum richtigen Zeitpunkt ein. 
Hätte man die Mieten einge-
froren und die Energiepreise 
gedeckelt, wäre nicht nur die 
Inflation heute niedriger. Man 
hätte sich auch Einmalzah-
lungen erspart. Diese Einmal-
zahlungen sind nicht bei den 
Menschen geblieben, sondern 
über höhere Mieten an die Ver-
mieter geflossen. Damit zahlt 
der Staat doppelt: Zuerst die 
Einmalzahlungen und zusätz-
lich höhere Wohnbeihilfe auf-
grund von steigenden Mieten. 
Das Geld landet dabei letztlich 
bei der Immo-Wirtschaft, die 
zu den größte Krisengewin-
nern zählt. Das ist nicht nur 
unüberlegt und verteilt staat-
liche Gelder von unten nach 
oben um, diese Politik belas-
tet auch das Budget. Im Be-
reich der Lebensmittel wäre 
eine temporäre Streichung der 
Mehrwertsteuer auf Grund-
nahrungsmittel in Verbindung 
mit einer scharfen Preiskont-
rolle nach wie vor eine sinnvol-
le Maßnahme. 

EINE FRAGE DER VERNUNFT - 
GESUNDE STAATSFINANZEN 
GARANTIEREN UND  
INVESTITIONEN IN STAND-
ORT UND KLIMASCHUTZ 
ERMÖGLICHEN
Die SPÖ bekennt sich zu ge-
sunden Staatsfinanzen. Die 
Schuldentragfähigkeit des 
österreichischen Staatshaus-
halts muss gesichert sein, die 
Maastricht-Defizit-Grenzen 
sind mittelfristig einzuhalten. 
Gleichzeitig gilt es in die Kli-
ma- und Energiewende – im 
Sinne einer „Golden Rule“ – zu 
investieren. Denn: Es gibt eine 
einfache Wahl. Wir erfüllen 
unsere Klimaziele und investie-
ren in zukunftssichere Arbeits-
plätze oder wir verschlafen die 
Transformation und zahlen bis 
2030 laut WIFO-Studie rund 5 
Mrd. Euro an Strafzahlungen 
wegen verfehlter Klimaziele. 
Wir wollen diese Strafzahlun-
gen um jeden Preis vermeiden. 
Unsere Steuerstruktur wollen 
wir – entlang internationaler 
Standards – modernisieren 
und gerechter gestalten, etwa 
durch einen gerechten Beitrag 
von Millionenvermögen.

Eine nachhaltige und verant-
wortungsvolle Budgetpolitik 
bedeutet auch, dass in unsiche-
ren Zeiten vor der Wahl keine 
Beschlüsse gefasst werden sol-
len, die die Schuldentragfähig-
keit gefährden oder das Einhal-
ten der Defizitregeln über den 
Konjunkturzyklus verunmög-
licht – auch nicht im freien 
Spiel der Kräfte.






